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Grußwort

Das Referat für Arbeit und Wirtschaft
begrüßt die Aktivitäten des Behin-
dertenbeirats der Landeshauptstadt
München, dem Themenfeld Ausbil-
dung und Beschäftigung die erfor-
derliche Aufmerksamkeit zu ver-
schaffen. Ich unterstütze die vom
Behindertenbeirat mit viel Engage-
ment verfolgte Zielsetzung, behin-
derten Menschen zu einem Recht auf
Selbstbestimmung, auf eigenstän-
dige Gestaltung des Lebens und auf
Zugang zum Arbeitsmarkt zu verhel-
fen. Deshalb ist mein Referat auch
aktiv im Facharbeitskreis Arbeit des
Behindertenbeirats vertreten. 

Dabei steht mein Referat in einer
guten Tradition: Die Landeshaupt-
stadt beteiligte sich von Anbeginn
der kommunalen Arbeitsmarktpolitik
im Jahre 1984 an aktiv an der Förde-
rung von besonders schwer auf dem
Münchner Arbeitsmarkt vermittelba-
ren Personengruppen. Die Zahlen
zeigen: Menschen mit Behinderun-
gen sind überproportional von Aus-
bildungslosigkeit und Arbeitslosig-
keit betroffen. 

Die hohen Anforderungen am Ar-
beitsmarkt erschweren es der stei-
genden Zahl der Menschen mit
Behinderungen, eine Stelle insbe-
sondere auf dem ersten Arbeits-
markt zu finden. Sie benötigen in 

der Regel besondere Nischen bei
der Ausbildung und Beschäftigung.
Im Rahmen des Münchner Beschäf-
tigungs- und Qualifizierungspro-
gramms (MBQ) werden Integrations-
betriebe und Beschäftigungspro-
jekte gefördert, die Behinderungen
berücksichtigen und den Menschen
eine sinnvolle Beschäftigung ermög-
lichen. Dieser sogenannte zweite Ar-
beitsmarkt wird stetig ausgebaut. 

Schließlich haben die Landeshaupt-
stadt München und ihre Gesellschaf-
ten als Arbeitgeberinnen eine
Vorbildfunktion übernommen und
beschäftigen Menschen mit Behin-
derung über die gesetzliche Min-
destbeschäftigungsquote (derzeit 5
Prozent) hinaus. Die Beschäftigten-
quote schwerbehinderter Menschen
bei der Landeshauptstadt München
liegt bei gut 6 Prozent. Das sind
etwa 1.400 Kolleginnen und Kolle-
gen! 

Obwohl die Stadt vieles unternom-
men hat, um die Situation für Men-
schen mit Behinderung zu verbes-
sern, bleibt noch viel zu tun. Der Fach-
tag „Arbeit für alle!“ hat gezeigt,
dass wir in unseren Bemühungen
nicht nachlassen dürfen. Die Förde-
rung von Maßnahmen und Einrich-
tungen, die eine wirksame Integra-
tion in das Arbeitsleben ermöglichen,
wird weiterhin auf der Agenda blei-
ben. 

Dieter Reiter 
bfm. Stadtrat, Referent für Arbeit
und Wirtschaft
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Grußwort

„Behindert ist man nicht, behindert
wird man!“ Diese Aussage trifft lei-
der immer noch in vielen Lebensbe-
reichen zu; die Arbeitswelt ist davon
nicht ausgenommen. 

Die UN-Behindertenrechtskonven-
tion fordert in Artikel 27 „das gleiche
Recht von Menschen mit Behinde-
rungen auf Arbeit“ und „die Mög-
lichkeit, den Lebensunterhalt durch
Arbeit zu verdienen, die in einem 
offenen, integrativen und für Men-
schen mit Behinderungen zugängli-
chen Arbeitsmarkt und Arbeitsum-
feld frei gewählt oder angenommen
wird“. Diesem Recht fühlt sich auch
das Sozialreferat der Landeshaupt-
stadt München verpflichtet.

In Deutschland gibt es keine Bereit-
stellung von bezahlten Arbeitsplät-
zen auf dem 1. Arbeitsmarkt für alle
Menschen im erwerbsfähigen Alter.
Vielmehr machen die gesetzlichen
Vorgaben eine „Zweiteilung“ not-
wendig.

Menschen mit Behinderung haben
es deutlich schwerer als Nichtbehin-
derte, eine sozialversicherungspflich-
tige Arbeit mit einem zufriedenstel-
lenden Einkommen zu erhalten. Im
Zusammenspiel zwischen Unterneh-
men und den zuständigen Behörden
gelingt es in vielen Fällen nicht, be-
hinderungsbedingte Nachteile im
Berufsleben auszugleichen und die
Integration zu gewährleisten.

Ein Ergebnis der Rahmenbedingun-
gen des Arbeitsmarktes ist eine
hohe Armutsquote unter den Men-
schen mit Behinderung. Für die Teil-

habe an der Gemein-
schaft braucht man je-
doch  ein ausreichendes
Einkommen und die
Möglichkeit einer sinn-
stiftenden Tätigkeit.

An dieser Schnittstelle
ist ein Projekt der Lan-
deshauptstadt München
angesiedelt, das auf
dem Fachtag thematisiert wurde:
Menschen im erwerbsfähigen Alter,
die aber auf dem 1. Arbeitsmarkt als
„nicht erwerbsfähig“ eingestuft wer-
den und deswegen Grundsicherung
nach dem Sozialgesetzbuch XII er-
halten, werden auf der Basis von un-
ter 15 Wochenstunden auf Arbeits-
plätze mit Mehraufwandsentschädi-
gung vermittelt. Neben einer gerin-
gen Verbesserung ihres Einkommens 
resultieren daraus neue soziale Kon-
takte, ein geregelter Tagesablauf und
eine unterstützende Betreuung.
Diese Personen profitieren auch ge-
sundheitlich davon und so können
stationäre Aufenthalte vermieden
werden.

Der Fachtag hat mehrere Ansätze auf-
gezeigt, wie die Situation verbessert
werden kann. Die Landeshauptstadt
München ist hier nur eine von vielen
Partnerinnen, wird sich aber auch in
Zukunft nachdrücklich dafür einset-
zen, die Behindertenrechtskonven-
tion in die Wirklichkeit umzusetzen.

Friedrich Graffe
bfm. Stadtrat, Sozialreferent
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Grußwort

Eine qualifizierte Be-
rufsausbildung zu ab-
solvieren, einen pas-
senden Arbeitsplatz
zu finden und dauer-
haft im Beschäftigungs-
system zu bleiben –
für viele Menschen
mit Behinderung
stellt dies eine große
Herausforderung dar.

Neben ihrem persönlichen Engage-
ment benötigen sie in den verschie-
denen Phasen ihres Berufslebens
oftmals eine besondere Unterstüt-
zung, die ihnen neue Perspektiven
eröffnet. 

Seit Einführung des Sozialgesetzbu-
ches II im Januar 2005 sind die Ar-
beitsagenturen nicht mehr alleine
für die Betreuung arbeitsuchender
behinderter Menschen verantwort-
lich. In der Landeshauptstadt Mün-
chen werden von den insgesamt
rund 2.300 erwerbslosen Personen
mit einer anerkannten Schwerbehin-
derung fast zwei Drittel von der Ar-
beitsgemeinschaft für Beschäftigung
München GmbH (ARGE München)
betreut. 

Diese Menschen beziehen Arbeitslo-
sengeld II zur Sicherung des Lebens-
unterhalts – weil sie bereits längere
Zeit ohne Beschäftigung sind und
ihr Anspruch auf Arbeitslosengeld
bei der Agentur für Arbeit ausge-
schöpft ist oder ihre bisherigen Be-
schäftigungszeiten für einen An-
spruch aus der Arbeitslosenversiche-
rung nicht ausreichen. Damit sind
wir beim Kern des Problems. Sofern
jüngeren behinderten Menschen
kein qualifizierter Einstieg ins Be-
schäftigungssystem gelingt oder Er-
wachsene den beruflichen Wieder-
einstieg nach einem Verlust des Ar-
beitsplatzes nicht innerhalb kurzer

Zeit schaffen, kommt es häufig zu ei-
ner längeren Dauer der Arbeitslosig-
keit.  

Die ARGE München steht in der Ver-
antwortung, Menschen mit Behinde-
rung bedarfsgerechte Angebote zu
machen, um ihre Chancen am Ar-
beitsmarkt zu verbessern. Neben den
körperlichen Beeinträchtigungen
sind es vor allem auch die psychi-
schen Erkrankungen, mit denen wir
es seit einiger Zeit verstärkt zu tun
haben. Das Spektrum unserer Unter-
stützungsmöglichkeiten ist groß. Es
reicht von speziellen Coaching- und
Vermittlungsangeboten für schwer-
behinderte Kundinnen und Kunden
über Eingliederungsleistungen für
Arbeitgeber, die Menschen mit ge-
sundheitlichen Einschränkungen ein-
stellen, bis hin zum Beschäftigungs-
zuschuss, der für Personen mit mehr-
fachen Handicaps die dauerhafte
Förderung einer sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung er-
möglicht. 

Im Rahmen der beruflichen Rehabili-
tation arbeitet die ARGE München
eng mit der Agentur für Arbeit zu-
sammen, die über die Anerkennung
des Rehabilitandenstatus entschei-
det und die notwendigen Maßnah-
men zur beruflichen Wiedereinglie-
derung festlegt. Die Umsetzung die-
ses Eingliederungsvorschlags über-
nehmen wir dann in eigener Verant-
wortung. Unsere Angebote und Hil-
festellungen können und müssen
sehr unterschiedlich und individuell
sein. Sie haben jedoch ein gemein-
sames Ziel – Menschen mit Behinde-
rung die Teilhabe am Erwerbsleben
zu ermöglichen.

Michael Baab
Geschäftsführer der ARGE München
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Vorwort 

„Arbeit für alle!“ Unter dieser Über-
schrift fand der Fachtag Arbeit des
Behindertenbeirates und des Behin-
dertenbeauftragten der Landes-
hauptstadt München am 28.11.2008
im großen Sitzungssaal des Neuen
Rathauses statt.

Bei unserem gemeinsamen Fachtag
wurde sehr eindrucksvoll geschil-
dert, wie keine Arbeit oder nur sehr
gering bezahlte Arbeit ausgrenzt.
Menschen mit Behinderung sind
hier überproportional betroffen.
Auch die Schwierigkeit der Arbeits-
platzsuche und der Behörden-
dschungel bei Unterstützungsmaß-
nahmen wurde deutlich. Am Bei-
spiel der Hamburger Arbeitsassis-
tenz wurde gezeigt, dass es anders
geht, wenn der politische Wille hier-
für vorhanden ist.

Der Fachtag hat gezeigt, wie wichtig
es ist, dass wir dieses Thema aufge-
griffen haben. Er hat auch gezeigt,
wie schwierig es ist auf diesem Ge-
biet echte Fortschritte für die Men-
schen mit Behinderung zu erreichen.
Nicht zuletzt auch wegen der Rah-
menbedingungen, die nach meiner
Überzeugung keine echte Teilhabe
am Arbeitsleben für Menschen mit
Behinderung möglich machen,
denn:

• Solange Menschen mit Behinde-
rung ihre Schul- und Ausbildungs-
zeit vorwiegend in Sondereinrich-
tungen verbringen, halte ich es 
für illusorisch sie später auf dem 
regulären Arbeitsmarkt zu be-
schäftigen.

• Solange die Zuständigkeiten in so 
vielen unterschiedlichen Händen 
(Agentur für Arbeit, ARGE für Be-
schäftigung, IFD, Integrationsamt, 
Rentenversicherung, Unfallversi-
cherung, Job4000) liegen, bleibt 
es für die Arbeitssuchenden und 
die Betriebe ein fast undurchdring-
barer Dschungel auf der Suche 
nach Information, Unterstützung 
und Hilfe.

Deshalb kann dieser Fachtag nur der
Beginn eines langen und bestimmt
auch anstrengenden Weges zur Inte-
gration von Menschen mit Behinde-
rung ins Arbeitsleben sein. 

Ich wünsche mir, dass die Entschei-
dungsträger aus Politik und Verwal-
tung den Willen, den Mut und die
Kraft aufbringen hier neue Wege zu
gehen. Der Facharbeitskreis Arbeit
des Behindertenbeirates hat für die-
sen Weg erste Forderungen aufge-
stellt, die ich in vollem Umfang
unterstütze.

Oswald Utz
Behindertenbeauftragter der
Landeshauptstadt München
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Ablauf des Fachtags

9.00 Uhr Einlass, Informationsmarkt

9.30 Uhr Begrüßung 

Christine Strobl, 2. Bürgermeisterin 
Carola Walla, Vorsitzende des Behindertenbeirats

9.45 Uhr Der Arbeitsmarkt aus der Sicht von Menschen mit Behinderungen

Einführungsvortrag von Elke Seyband, Dipl. Volkswirtin, 
MACD, cba e.V.

10.15 Uhr Frauen mit Behinderung berichten von ihrem Leben mit 

und ohne Arbeit.

• Melanie Genthe, Werkstatt der Caritas 
• Gabi Pohl, cba e.V. 
• Julia Schulz, diakonia
• Karin Steinberg, Netzwerkfrauen

11.00 Uhr Pause, Informationsmarkt

11.30 Uhr Projektvorstellungen

• Hamburger Arbeitsassistenz: Achim Ciolek
• Verzahnte Ausbildung: Stefan Noppenberger, 

METRO AG Düsseldorf und Ursula Haberkorn, ICP München

13.00 Uhr Mittagspause, Informationsmarkt

14.00 Uhr Politikerinnen und Politiker sind aufgefordert, Farbe zu bekennen, 

wie sie die Forderung „Arbeit für alle!“ für Menschen mit Behin-

derung umsetzen werden.

Podiumsdiskussion mit
• Christian Müller, Stadtrat, SPD
• Anke Wittmann, Bezirksausschuss Hadern, Bündnis 90/Die Grünen
• Berndt Hirsch, Bezirksausschuss Bogenhausen, FDP
• Dagmar Henn, Stadträtin, DIE LINKE 
• Sabina Schnick, Behindertenbeirat
• Ulrich Hellmann, Bundesvereinigung Lebenshilfe

15.30 Uhr Schlusswort

Sabina Schnick, Facharbeitskreis Arbeit des Behindertenbeirats



Begrüßung

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, liebe Frau Walla, lieber Herr
Utz, ich freue mich sehr, dass ich
heute anlässlich dieses Fachtags
Grußworte für die Landeshauptstadt
München überbringen darf.

Ich denke, dass dieser Fachtag „Ar-
beit für alle!“ nicht nur dem ganzen
Bereich, sondern eben diesem spe-
ziellen Themenfeld Arbeit und Be-
hinderung die nötige Aufmerksam-
keit verschaffen wird. Für mich muss
stets darauf geachtet werden, dass
dieses Thema in der breiten Öffent-
lichkeit Platz findet und diskutiert
wird. 

Die vom Behindertenbeirat der Stadt
München mit viel Engagement ver-
folgte Zielsetzung, behinderten Men-
schen zu einem Recht auf Selbstbe-
stimmung, auf eigenständige Ge-
staltung des Lebens und auf Inklu-
sion in allen gesellschaftlichen Be-
reichen zu verhelfen, versuchen wir
seitens der Stadt München so gut es
geht zu unterstützen. Dazu werden
Sie heute Nachmittag auch in der
Podiumsdiskussion, an der mein
Stadtratskollege Christian Müller
teilnehmen wird, sicher noch eini-
ges hören.

In München leben zur Zeit etwas
mehr als 115.000 schwerbehinderte
Menschen. In den letzten Jahrzehn-
ten haben wir versucht, einiges in
dieser Stadt zu verändern, um für
Menschen mit Körperbehinderun-
gen und für Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen die Rahmenbe-
dingungen positiv zu gestalten. 

Ich denke nur zum Beispiel an das
Thema Mobilität, wo sich gerade die 

Kolleginnen und Kolle-
gen des Stadtrats wirk-
lich bemüht haben,
diesen Aspekt beson-
ders zu berücksichtigen.
Denn es ist klar, wenn
ich irgendwo nicht hin-
komme, kann ich auch
am gesellschaftlichen
Leben nicht teilnehmen. Das ist für
uns ein ganz wichtiger Aspekt - einer
von vielen. 

Die Landeshauptstadt München hat
sich seit Beginn der kommunalen
Arbeitsförderung im Jahr 1984 an
der Förderung von besonders
schwer auf dem Arbeitsmarkt ver-
mittelbaren Personengruppen betei-
ligt, zu denen auch Schwerbehin-
derte und psychisch Kranke zu rech-
nen sind.

Im Rahmen des Münchner Beschäf-
tigungs- und Qualifizierungspro-
gramms MBQ fördert die Stadt
erwerbsfähige Personen, die eine
besondere Unterstützung brauchen,
wie eben Behinderte. 

Um diesen Personenkreis kümmern
sich vor allen Dingen auch die sozia-
len Betriebe wie KontakTee, das
Frauen- Therapiezentrum oder die
Weiße Feder, um nur einige zu nen-
nen. Insgesamt gibt die Stadt für die
MBQ-Projekte 26,5 Millionen Euro
jährlich aus, davon 9,2 Millionen
Euro für die sozialen Betriebe. Das
ist eine freiwillige Leistung der Stadt
München. In enger Abstimmung
und Zusammenarbeit mit der ARGE
für Beschäftigung München und der
Trägerseite wurde die Zahl der Stel-
len für die spezielle Gruppe der psy-
chisch Kranken in sozialen Betrieben
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erhöht. Mittlerweile arbeiten 12 der
von uns geförderten sozialen Be-
triebe wie ABBA, der Weiße Rabe
oder diakonia überwiegend mit ak-
tuell bzw. ehemals psychisch er-
krankten Personen. Wir haben hier
knapp 330 Plätze in München und
drei der Betriebe sind ausschließlich
für Frauen. Bei dieser Gelegenheit
darf ich Herrn Baab begrüßen, der
für den ganzen Bereich zuständig
ist. Ich freue mich, dass Sie heute da
sind, weil Sie ja sehr stark mit dieser
Thematik beschäftigt sind. 

Im Facharbeitskreis Arbeit des Be-
hindertenbeirats, auf den schon hin-
gewiesen worden ist und der die
Tagung federführend vorbereitet
hat, sind im Übrigen auch das Refe-
rat für Arbeit und Wirtschaft, das Re-
ferat für Gesundheit und Umwelt,
die Agentur für Arbeit und die ARGE
München vertreten. Hier wird über-
legt, wie die Überwindung von Zu-
gangsbarrieren oder der Abbau von
Integrationshemmnissen bei den im
Fokus stehenden Zielgruppen weiter
verbessert werden kann.

Soweit möglich sollte immer eine
nachhaltige Direkteingliederung in
den allgemeinen Arbeitsmarkt erfol-
gen, worunter auch die so genann-
ten Integrationsfirmen zu zählen
sind. Deswegen sind auch die Unter-
nehmen aufgefordert alle Möglich-
keiten zu nutzen, diesen Personen
belastbare Beschäftigungsverhält-
nisse anzubieten, zumal die öffentli-
che Hand der Wirtschaft hier mit
vielfältigen Beratungsangeboten
und Fördermöglichkeiten zur Seite
steht. 

Die Stadt München versucht auch in
ihrer eigenen Personalpolitik - wir
haben im Hoheitsbereich bei der
Stadt ungefähr 27.000 Beschäftigte -
eine Beschäftigungsmöglichkeit für
schwerbehinderte Menschen zu bie-

ten. Im Jahr 2007 betrug die Schwer-
behindertenquote 6,38%, allein im
Hoheitsbereich der Stadt München.
Hinzu kommen noch unsere Beteili-
gungsunternehmen, die sich auch
sehr bemühen, die Schwerbehinder-
tenquote zu erfüllen.

Zur Erlangung der erforderlichen
Qualifikation bildet die Stadt Mün-
chen insbesondere auch im Bereich
des Verwaltungsdienstes aus. Wir
bieten Ausbildungsplätze über Be-
darf hinaus an, denn wenn jemand
diese Ausbildung absolviert hat, tut
er sich auch auf dem Arbeitsmarkt
außerhalb der Stadtverwaltung
leichter, Arbeit zu finden. Das gilt
übrigens nicht nur für den Bereich
der Menschen mit Behinderungen.

Die städtische Integrationsvereinba-
rung legt die Möglichkeiten und
Rechte der schwerbehinderten Be-
schäftigten ausführlich dar. Diese
städtische Integrationsvereinbarung
ist für uns ein ganz wichtiges Instru-
ment.

Die positive Entwicklung auf dem
Münchner Arbeitsmarkt hat auch
beim Abbau der Zahl der arbeitslos
gemeldeten Schwerbehinderten
durchgeschlagen, von Mai 2007 auf
Mai 2008 sank die Quote in diesem
Bereich um 14,9%.

Wir wissen nicht, wie sich die Ent-
wicklung aufgrund der Schwierigkei-
ten der internationalen Finanzmärkte
mit einer gewissen Verzögerung auf
den Arbeitsmarkt durchschlagen
wird. Man sieht zum Teil jetzt schon,
welche Auswirkungen das hat und
es könnte natürlich auch in diesem
Bereich noch negativer werden. Ob-
wohl sich die Arbeitslosenzahlen
auch im Bereich der Menschen mit
Behinderungen reduziert haben,
sind sie, wenn sie weitere Vermitt-
lungshemmnisse oder Erschwer-
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nisse aufweisen wie zum Beispiel
Langzeitarbeitslosigkeit, noch ein-
mal besonders betroffen und
schwer auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt integrierbar. Und insbe-
sondere für die Gruppe der psychisch
Kranken stellt sich der allgemeine
Arbeitsmarkt nach wie vor als kaum
aufnahmefähig dar. 

Verstärkt hat sich das Ganze noch
durch unser Schulsystem in Bayern,
das ja immer noch wenig durchläs-
sig ist, um es einmal vorsichtig aus-
zudrücken, im Gegensatz zu den
integrativen Krippen und Kindergär-
ten. Hier bemüht sich die Stadt,
mehr Plätze zu schaffen, nicht nur,
weil wir der Meinung sind, dass es
einfach unsere Aufgabe ist, sondern
weil wir auch festgestellt haben,
dass gerade die Plätze in integrati-
ven Einrichtungen sehr stark nach-
gefragt sind, und zwar nicht nur von
den Eltern der Kinder mit Behinde-
rungen, sondern auch von den an-
deren Eltern und Kindern. Wir ver-
suchen, die Plätze in Integrationsein-
richtungen Zug um Zug auszubauen,
nur in der Regel endet dann die Inte-
gration leider Gottes an der Schul-
tür. Ich hoffe, dass da in den näch-
sten Jahren einiges aufbricht und
dass wir auch an den Schulen Fort-
schritte erzielen können.

Das Gleiche betrifft den Bereich der
Arbeit. Auch dort ist Integration ein
wichtiges Schlüsselwort. Das neue
SGB IX setzt ganz stark auf den Teil-
habeaspekt in allen Lebensberei-
chen für alle Behinderungsarten und
ich denke, dass gerade immer mehr
junge Menschen mit Behinderungen
entsprechend ihren Fähigkeiten ein-
fach so normal wie möglich arbeiten
und leben möchten. Das muss man
verstärkt berücksichtigen und dazu
gehören auch entsprechende Quali-
fizierungen, die zum Beispiel von
Chance 24 und den Berufsbildungs-

werken mit der Verzahnten Ausbil-
dung angeboten werden.

Der Fachtag heute, der ja als ergeb-
nisoffene Veranstaltung konzipiert
ist, soll aufzeigen, was es an vorbild-
haften Modellen und Projekten gibt.
Er sollte auch Impulse bringen, was
wir hier in München noch besser
machen können. 

Am Nachmittag wird es eine Diskus-
sionsrunde mit Vertreterinnen und
Vertretern aus dem politischen Be-
reich geben, ich glaube, mit fast al-
len Parteien und aus verschiedenen
Ebenen. Das ist ganz wichtig, weil ja
nicht nur der Münchner Stadtrat in
diesem Bereich zuständig ist. Es
wird sicher einige Ergebnisse geben
und die Stadt wird sich weiterhin
bemühen, Anregungen in die Praxis
umzusetzen.

Ich hoffe, dass dieser Fachtag sehr
positiv verläuft, nicht nur, was die
Ergebnisse anbelangt, sondern dass
Ihnen der Austausch und die Vernet-
zung auch Spaß macht und Sie sich
im Rathaus hier im großen Sitzungs-
saal wohl fühlen. Ich wünsche Ihnen
einen anregenden Tag heute und
hoffe, dass wir alle zusammen einen
Schritt weitergehen können, um die
Integration von Menschen mit Be-
hinderungen in München weiterhin
noch positiver zu gestalten als dies
bisher der Fall ist. 

Herzlichen Dank.
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Das Motto der Selbsthilfebewegung
von Menschen mit unterschiedli-
chen Behinderungen, „Wir sind nicht
behindert, wir werden behindert!“,
drückt pointiert die Marginalisierung
einer Gruppe von Menschen in un-
serer Gesellschaft aus: „Lange Zeit
war der Lebensweg behinderter
Menschen in Deutschland von Aus-
sonderung und Ausgrenzung be-
stimmt, für die Mehrzahl von ihnen
ist er es noch heute“ (Deppe-Wolfin-
ger 2006: 32).

Ein Indiz für diese Ausgrenzung ist
die Teilhabe am Arbeitsmarkt: Auch
wenn der Anteil der Menschen mit
Behinderung, die einer Erwerbstä-
tigkeit nachgehen, stetig steigt, liegt
er doch erheblich unter der Erwerbs-
tätigenquote nichtbehinderter Men-
schen. 2005 lag die Erwerbstätigen-
quote bei Menschen mit Behinde-
rung bei 23%, die der nichtbehinder-
ten Menschen bei 55% (behinderte
Männer 25,8%; behinderte Frauen
19,6%). Anders gewendet: Schwer-
behinderte Menschen sind über-
durchschnittlich häufig arbeitslos.

Diese Tatsache konterkariert die Be-
mühungen um Selbstbestimmung –
ein Begriff, der auch die Behinder-
tenhilfe prägt. „Selbstbestimmt Le-
ben“ heißt Teilnahme am täglichen
Leben und das Treffen von eigenen
Entscheidungen. Selbstbestimmung

ist nicht ohne die anderen möglich,
denn wo niemand ist, der Fremdbe-
stimmung ausüben kann, gibt es
auch keine Selbstbestimmung. Da
die Menschen darauf ausgerichtet
sind, in Gemeinschaft zu leben, ist
die menschliche Existenz generell
und jegliche individuelle Entwick-
lung durch das Spannungsverhält-
nis von Eigenständigkeit und
Abhängigkeit gekennzeichnet.

Ähnlich ergeht es auch Menschen
mit Behinderungen: In Deutschland
werden sie nach dem Grundgesetz
den Nicht-Behinderten gleichgestellt
und die Sozialgesetzbücher regeln
ihr Recht auf Hilfe. Selbstbestim-
mung ist jedoch noch nicht erreicht,
wenn man faktisch zwar die gleichen
Rechte besitzt, aber gleichzeitig auf
die Rolle des Hilfeempfängers/der
Hilfeempfängerin reduziert wird.
Dies gilt sowohl für das staatliche
Fürsorgesystem als auch für das Le-
ben in einer Institution. 

Das tradierte Bild vom Hilfebedarf
von Menschen mit Behinderungen,
im Besonderen mit einer geistigen
Behinderung, ist ein Bild, in das
Selbstbestimmung nicht passt.

So stellt auch der Armuts- und
Reichtumsbericht der Bundesregie-
rung fest: „Sonderbetreuung und –
förderung werden von behinderten
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Menschen und ihren Angehörigen
zunehmend nicht mehr als hilfreich,
sondern als ausgrenzend empfun-
den und deshalb abgelehnt.“ Der in-
zwischen dritte Armuts- und
Reichtumsbericht stützt sich auf ein
Konzept, in dem es vorrangig um in-
dividuelle Selbstbestimmung geht:
das Capability-Konzept des Wirt-
schaftsnobelpreisträgers Amartya
Sen. 

Für Sen ist der zentrale Begriff die
Freiheit von Menschen – als Ziel und
grundlegende Voraussetzung von
Entwicklung. Für ihn steht außer
Frage, „dass ökonomische [...] Un-
freiheit in Gestalt extremer Armut
einen Menschen zum hilflosen Opfer
auch der Verletzung anderer Arten
von Freiheit macht.“ 

Darüber hinaus arbeitet Sen heraus,
dass Armut mehr bedeutet als we-
nig Geld zu haben. Arm ist, wer arm
an Verwirklichungschancen ist. Ver-
wirklichungschancen sind bei Sen
das Vermögen, etwas zu erreichen.
Es geht um die Frage: Welche Chan-
cen hat ein Mensch, das Leben zu
führen, das er führen möchte? Dazu
gehören grundlegende Funktionen,
wie ausreichende Ernährung oder
Gesundheit bis hin zu komplexeren,
wie am gesellschaftlichen Leben teil-
zunehmen oder – wie Adam Smith
es einst formulierte – „die Freiheit
sich ohne Scham in der Öffentlich-
keit zu zeigen“.

Welchen Nutzen hat nun Erwerbsar-
beit im Rahmen der Diskussion um
Verwirklichungschancen für Men-
schen mit Behinderung? Oder an-
ders formuliert: Trägt die Forderung
dieses Fachtages „Arbeit für alle!“
bzw. deren Einlösung zur Konstruk-
tion einer Normalbiographie im
Sinne eines selbstbestimmten Le-
bens bei?

Zunächst und unmittelbar verschafft
Erwerbsarbeit Einkommen. Und
„[...] Einkommen hat, richtig defi-
niert, einen enormen Einfluss auf
das, was uns zu tun möglich ist. Die
Unzulänglichkeit des Einkommens
ist eine der Hauptursachen für die
Mangelerscheinungen, die wir ge-
wöhnlich als Armut bezeichnen [...].“
(Sen 2000: 92).

Erwerbsarbeit als Einkommens-
quelle kann also als eine Möglich-
keit für die Erhöhung von Verwirk-
lichungschancen oder die Chancen
auf ein selbstbestimmtes Leben er-
achtet werden. Die Verwirklichungs-
chancen können allerdings bei
gleicher Güterausstattung sehr un-
terschiedlich ausfallen, sodass allein
die Höhe des Realeinkommens kei-
nen uneingeschränkten Maßstab für
Wohlfahrt und Lebensqualität liefert
und nur eine – wenn auch sehr be-
deutende – Bestimmungsgröße für
das Wohlergehen der Menschen ist.

Essenziell für die Verwirklichungs-
chancen von Menschen sind daher
auch Möglichkeiten (oder Erschwer-
nisse), die Staat, Unternehmen so-
wie die Gesellschaft ihren Mitglie-
dern zur Umwandlung von Einkom-
men in Verwirklichungschancen bie-
ten. Neben den gesellschaftlichen
sind auch die persönlichen Umwand-
lungsfaktoren (Sen 2000: 89f) – Ge-
sundheit respektive Krankheit, Alter,
Geschlecht, kultureller Hintergrund
oder eben Behinderung – von gro-
ßer Bedeutung. 

Insbesondere eine „Koppelung“ von
Mangel an Einkommen einerseits
und Hindernissen bei der Umwand-
lung des Einkommens in Funktionen
andererseits ergibt, dass „‚reale Ar-
mut‘, verstanden als Mangel an Ver-
wirklichungschancen, in einem signi-
fikanten Sinn gravierender sein
kann, als es nach Maßgabe des Ein-
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kommens den Anschein hat“ (Sen
2000: 111). Handicaps wie eben Be-
hinderung oder Krankheit verrin-
gern nicht nur die Fähigkeit ein
Einkommen zu erwerben, sie er-
schweren auch eine Umwandlung
von Einkommen in Verwirklichungs-
chancen, da ein größerer Teil des
Einkommens für die Bewältigung
des Alltags und die „Erhaltung der
Arbeitsfähigkeit“ aufgewendet wer-
den muss. 

Ein weiterer Aspekt, der vor allem
bei der Bekämpfung von Benachtei-
ligung in reichen Ländern von Be-
deutung ist, ist die Tatsache, dass
„ein relativer Mangel hinsichtlich
des Einkommens einen absoluten
Mangel in Bezug auf Verwirklichungs-
chancen“ (Sen 2000: 112) mit sich
bringen kann. Ein – gemessen an 
armen Ländern – relativ hohes Ein-
kommen (oder staatliche Transfer-
leistung) in einer reichen Großstadt
wie München kann beispielsweise
die Verwirklichungschancen der
Menschen trotzdem extrem begren-
zen, da ein (absolut) höheres Ein-
kommen nötig wäre, um sich aus-

reichend Güter für das Erreichen
von sozialen Funktionen zu kaufen.
Berücksichtigt werden muss also
auch, was gesellschaftlich als „le-
benswichtig“ (ebd.: 95) definiert
wird.

Und die nach Sen „lebenswichti-
gen“ Güter sind nicht nur die, die
zum Erhalt des Lebens notwendig
sind, sondern auch solche, die kul-
turbedingt ganz unterschiedlich sein

können. Am Leben in der Gemein-
schaft teilzunehmen, sich mit norma-
len Gegenständen des alltäglichen
Lebens in einer Großstadt (Handy,
Auto, technische Geräte) auszustat-
ten, bedeutet für arme Menschen in
reichen Gesellschaften einen hohen
Konsumdruck, um dem Bedürfnis
„sozial mithalten zu können“ ge-
recht zu werden. 

Ein Blick in die Daten des Mikrozen-
sus 2005 belegt, dass Menschen mit
Behinderungen relativ häufiger von
absoluter (und damit in München
erst recht relativer) Armut betroffen
sind: Bei der Verteilung des Haus-
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haltsnettoeinkommens zeigt sich,
dass Haushalte mit behinderten
Menschen bei den unter 55jährigen
tendenziell häufiger in niedrigen Ein-
kommensgruppen vertreten sind als
Haushalte nicht behinderter Men-
schen. So haben z.B. über ein Drittel
der behinderten allein lebenden
Menschen im Alter zwischen 25 bis
unter 45 Jahren ein Haushaltnetto-
einkommen von unter € 700 zur Ver-
fügung, während dieser Anteil bei
der entsprechenden Gruppe der
nicht behinderten Personen nur 19%
beträgt. 

An dieser Stelle kann bereits festge-
halten werden, wie wichtig Erwerbs-
arbeit als Einkommensquelle als
eine Möglichkeit für die Erhöhung
von Verwirklichungschancen oder
Chancen auf ein selbstbestimmtes
Leben erachtet werden kann. Und
zwar zum einen für diejenigen, die
mit dem Gehalt auskommen, weil
sie damit weitgehend unabhängig
von Institutionen sind und weil sie
sich zudem auf für sie wichtigere
Dinge konzentrieren können; bei-
spielsweise, dass die Arbeit vor al-
lem Spaß machen soll. 

Zum anderen ist auch für jene Ein-
kommen bedeutsam, die finanziell
(noch) durch ihre Eltern oder Ange-
hörigen (immerhin 9% der Men-
schen mit Behinderung) mit grund-
legenden Gütern wie Wohnen und
Essen versorgt sind. Denn sie kön-
nen ihr verfügbares Einkommen als
Erweiterung ihrer Handlungsmög-
lichkeiten nutzen, indem sie Geld
sparen für Hobbys, zur Erfüllung
von persönlichen Träumen, aber
auch um selbstständiger leben zu
können, beispielsweise indem sie
eine eigene Wohnung beziehen. 
Damit unterscheiden sich vor allem
junge Menschen mit Behinderungen
nicht von anderen „normalen“ Ju-
gendlichen in ähnlichen Lebens-

situationen. Dies zeigt, dass auch
Menschen mit Behinderung Lebens-
muster und -entwürfe zugänglich
sein können, die mit den Lebensar-
ten der Gesellschaft weitgehend
übereinstimmen – eine Erkenntnis,
die auch der Intention des „Normali-
sierungsprinzips“, gesellschaftliche
Rollen in einer üblichen Weise aus-
füllen zu können, entspräche.

Die überwiegende Quelle des Lebens-
unterhaltes bei Menschen mit Be-
hinderungen sind jedoch Renten
und Pensionen, insbesondere solche
wegen Alters. Mit eingeschlossen
sind hier die Rente wegen Erwerbs-
unfähigkeit – wie hoch dieser Anteil
ist, darüber finden sich keine Zah-
len. Allein in München – das weiß
man – sind über 4.800 Menschen
mit Behinderungen zwischen 15 und
65 Jahren verrentet.

Gleichzeitig steigt – zumindest in der
Wahrnehmung der Integrationsfir-
men – die Zahl der Menschen, die
sich trotz Rente um einen Arbeits-
platz bemühen und sich um die so-
genannten Zuverdienstarbeitsplätze
bewerben. Warum? 

Hier rückt etwas ins Zentrum, was
die amerikanische Philosophin
Nancy Fraser als zweite Dimension
eines menschenwürdigen Lebens in
sozialer Gerechtigkeit bezeichnet:
die gesellschaftliche Anerkennung.
Wobei bei ihr Umverteilung, also
ökonomische Verteilungsgerechtig-
keit und Anerkennungspolitiken un-
trennbar zusammengehören – keine
Politik für sich allein kann zur Einlö-
sung einer sozial gerechten Gesell-
schaft beitragen.

Ganz allgemein legt Anerkennungs-
politik ihren Fokus auf kulturelle Un-
gerechtigkeiten, die mit einer Abwer-
tung des Menschen und seiner Le-
benssituation einhergeht. Gesell-
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schaftliche Statushierarchien privile-
gieren in Bezug auf Menschen mit
Behinderung Wertschemata, die mit
dem Typus “gesund”, “normal” asso-
ziiert sind, während alles, was als
“geistig behindert” oder “psychisch
krank” kodiert ist, stigmatisiert wird.
Die Bekämpfung von Diskriminie-
rung von Minderheiten und die An-
erkennung vielfältiger Lebensweisen
implizieren einen Abbau dieser Sta-
tushierarchien.

Inwieweit befördert nun Erwerbsar-

beit gesellschaftliche Anerkennung? 

Erwerbsarbeit wird als Anerkennung
im Sinne von Zugehörigkeit zu ge-
sellschaftlichen Prozessen erfahren
und trägt – das kennen wir alle – zur
Entwicklung von Selbstwertgefühl
bei. Denn durch die Anerkennung
von Vorgesetzten, Kolleginnen und
Kollegen, auch von KundInnen, aber
auch durch Erfolgserlebnisse, die
das Gefühl erzeugen: „Ich kann et-
was“, „Ich bin etwas wert“, nehmen
sich Menschen als „wertvoll“ wahr.
Für Menschen mit Behinderungen
kann das – und das erlebe ich tag-
täglich – als ein weiterer wichtiger
Schritt zu einem selbstbewussten
und selbstbestimmten Leben inter-
pretiert werden. Sie werden sich so
ihrer Handlungsfähigkeiten bewusst
und können in der Folge Handlungs-
möglichkeiten / Verwirklichungs-
chancen besser ausschöpfen, was
auf individueller Ebene dem sehr
nahe kommt, was Sen als „das gute
Leben“ bezeichnet. 

Gerade auch für Menschen mit einer
Lern- oder geistigen Behinderung
impliziert ein Arbeitsplatz inmitten
der Gesellschaft zum einen eine
große Herausforderung, zugleich
aber auch immer Teil einer Normal-
biographie im Erwerbsarbeitsleben,
das positiv erlebt wird. Ein Zitat, das
im Rahmen eines Forschungsberich-

tes über den Nutzen von Erwerbsar-
beit für Menschen mit einer Lern-
oder geistigen Behinderung gemacht
wird, zeigt dies m.E. sehr deutlich.
Eine Mitarbeiterin der cba, die in der
Cafeteria Conviva im Gasteig arbei-
tet, sagt auf die Frage, was ihr an ih-
rem Arbeitsplatz besonders gut
gefällt: „Ja, dass man halt auch Kon-
takt zu anderen Leuten hat, zu den
Gästen – dass man sich halt a bis-
serl zeigen muss.“

Ökonomische Absicherung von
Menschen und Anerkennung als ge-
sellschaftspolitische Forderungen
zur Beseitigung von Ungerechtigkei-
ten kann auf der mikroökonomi-
schen Ebene eines einzelnen Unter-
nehmens m. E. nur realisiert werden
durch die Bereitstellung von sozial-
versicherungspflichtigen Arbeitsplät-
zen und (zumindest) ortsüblicher
Bezahlung und der damit einherge-
henden (weitgehend) ökonomischen
Unabhängigkeit.

Gleichzeitig ist dieser Beitrag jedoch
durch die Ökonomisierung des Non-
Profit-Bereiches im Allgemeinen und
der Sozialen Arbeit im Speziellen
gefährdet. Auch an diesem Prozess
lassen sich die Auswirkungen des
neoliberalen Paradigmas erkennen –
u.a. in einer schlechteren (staatli-
chen) Finanzierung. Die Abnahme
staatlicher Investitionen in diesem
Bereich wirkt dabei in doppelter
Weise: Zum einen führt sie zum Ab-
bau von Arbeitsplätzen der dort Täti-
gen. Darüber hinaus macht sie sich
durch drastische Kürzungen bei den
Lohnkostenzuschüssen von benach-
teiligten Menschen bemerkbar und
gefährdet dadurch massiv deren Er-
werbsarbeitsmöglichkeiten, bei-
spielsweise in Integrationsfirmen.
Als ich vor acht Jahren in der cba
anfing, wurden noch 53% der Perso-
nalkosten der behinderten Mitarbei-
terInnen und AnleiterInnen durch
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Zuschüsse des Arbeitsamtes und
des Integrationsamtes gedeckt. 2007
waren es nur noch 35%. Und in 2008
wurden die Zuschüsse für Anleitung
und Dauerarbeitsplätze nochmals
um 5% gekürzt.

Die Rede vom „Fördern und For-
dern“ bekommt auch für uns eine
vollkommen neue Bedeutung. Die
Forderung besteht darin, jedwede
Förderung anzunehmen, so z.B. die
sog. „Ein-Euro-Jobs“, bei denen es
sich nicht einmal mehr um her-
kömmliche Arbeitsverhältnisse han-
delt. 

Was kann getan werden? 

Ein wichtiger Schritt im Sinne der
Sicherung von Arbeitsplätzen und
der Möglichkeit, mehr Menschen mit
Behinderung Arbeit zu geben, wäre
die Förderung von Sozialen Unter-
nehmen wie Integrationsfirmen und
zwar durch Geld, aber auch durch
Aufträge. Denn die positiven Be-
schäftigungswirkungen von Non-
Profit-Organisationen haben darüber
hinaus den Effekt, dass Transferzah-
lungen für Menschen, die ansonsten
mit Sicherheit vom Arbeitsmarkt aus-
gegrenzt blieben, gespart werden.

Darüber hinaus spielen in diesen Fir-
men immatrielle Werte eine größere
Rolle als in anderen Unternehmens-
formen: Nicht das Kapital, sondern
der arbeitende Mensch steht im Mit-
telpunkt. Damit wird die Macht des
Kapitals eingeschränkt und Mittel
zum Zweck, nicht Selbstzweck. Nicht
die Gewinnmaximierung, sondern
die Schaffung von Arbeitsplätzen
und sozialer Sicherheit sind die Un-
ternehmensziele. Während Aktienge-
sellschaften die Sammlung von ano-
nymen Kapital ermöglichen, bündelt
die Soziale Ökonomie Sozialkapital,
Wissen und Arbeitskraft – und sichert
dadurch Existenzen. Und nicht zu-

letzt ist das dort gebundene Kapital
weniger mobil – was nach den Er-
fahrungen, die wir momentan durch
zu mobiles und spekulativ und ver-
antwortungslos eingesetztes Kapital
an den Finanzmärkten machen, ein
unschätzbarer Vorteil ist. 

Zusammenfassend lässt sich nun
feststellen, dass Erwerbsarbeit ei-
nen wesentlichen Beitrag leistet für
ein selbstbestimmtes Leben von
Menschen mit Behinderung. Und
das, weil sie sowohl Verwirklichungs-
chancen eröffnet, die aus Einkom-
men resultieren als auch durch Aner-
kennung für eine von der Gesell-
schaft noch immer in weiten Teilen
ausgegrenzte Gruppe.

Dennoch bleibt für Soziale Arbeit im
allgemeinen und für das Arbeitsfeld
mit Menschen mit Handicap im Be-
sonderen die Aufgabe, im Kampf
um soziale Gerechtigkeit auf der
Seite derjenigen zu stehen, denen
sowohl ökonomische als auch sta-
tusbedingte Ungerechtigkeiten wi-
derfahren. Dazu sollten wir, wie auf
diesem Fachtag, unsere „Thematisie-
rungsmacht“ (Kessl/Maurer 2005:
120) entfalten.
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Melanie Genthe:

Sehr geehrte Damen und Herren, ich
stelle mich vor. Ich heiße Melanie
Carolina Genthe. Ich wohne noch
bei meinen Eltern zu Hause in Tauf-
kirchen. Noch bin ich 21 Jahre alt
und ich werde im März 22 Jahre alt.
Ich bin Selbstfahrerin und mit U-Bahn,
S-Bahn sowie Bus unterwegs. 

Jetzt stelle ich meine Ausbildung vor:
Ich bin im Berufsbildungsbereich in
der Caritaswerkstatt. Das dauert zwei
Jahre. Ich nehme am Projekt Gastro-
kurs teil. Ich habe fast ein Jahr im
Café Wohnwerk gearbeitet, immer
von Montag bis Donnerstag. Dort
habe ich Kaffee gekocht, die Gäste
bedient, geputzt, eingekauft und ge-
bügelt. Da lernen wir alles über den
Beruf Servicefachkraft in der Gastro-
nomie. 

Die Ausbildung umfasst 11 Qualifi-
zierungsbausteine: 
• Berufskunde
• Arbeitsschutz und Unfallverhütung
• Hygiene und Sauberkeit
• Kommunikation und Körper-

sprache
• Warenkunde
• Getränkekunde

• Servicetechnik
• Zubereitung von kleinen Speisen 

und Getränken
• Raum- und Einrichtungspflege
• Rechnung stellen und Kassieren
• Bürotätigkeiten. 

Am meisten hat mir Berufskunde und
Hygiene Spaß gemacht. Ich kann
richtig gut rechnen, viel besser als
alle von mir gedacht haben. Jetzt ar-
beite ich in der Hauswirtschafts-
gruppe in der Werkstatt. Da darf ich 
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auch die Essensausgabe machen,
aber freiwillig. Als ich noch in der
Schule war, habe ich nachmittags in
der Gaststätte Großmarkthalle ge-
jobbt. Dort habe ich Tische abge-
räumt und Besteck poliert. 

Mein großes Ziel ist es irgendwo
draußen zu arbeiten, in einem ganz
normalen Betrieb, so wie meine
Mama. 

Gabi Pohl:

Ich bin 40 Jahre alt und arbeite im
Putzblitz, einer Integrationsfirma der
cba. Dass die Zeiten sich geändert
haben, habe ich selber gespürt. Als
ich angefangen habe, hat mir eine
Kollegin, die schon länger da ist als
ich, erzählt, wie es früher zugegan-
gen ist: viel familiärer, und heutzu-
tage merkt man schon einen
Konkurrenzdruck. Das merkt man
daran, dass die Anleiterinnen nicht
mehr soviel Zeit haben. Ich finde,
die cba braucht viel mehr Aufträge
und viel mehr Zuschüsse.

Nach meiner Ausbildung war ich 10
Jahre in einem Pfarrhof tätig und
mein Eindruck war, sie haben mit
meiner Behinderung nicht umgehen
können und das war für mich eine
sehr große Belastung. Deshalb bin
ich dann in die Integrationsfirma ge-
gangen.

Hier ist es besser. Da kriegt man
seine Überstunden zurück und mehr
Urlaub. In meiner anderen Arbeits-
stätte war das nicht der Fall, dass ich
meine Überstunden zurückgekriegt
hätte.

Früher wusste ich nichts von Unter-
stützung. Ich wusste nicht einmal,
wo ich mich hinwenden konnte. 

Julia Schulz:

Ich bin 32 Jahre alt und
bekomme Grundsiche-
rung. Ich arbeite im Zu-
verdienst bei der diakonia
mit 15 Stunden pro Wo-
che, weil ich durch meine
psychische Erkrankung
einfach nicht mehr schaffe. In der Fi-
liale, in der ich momentan eingesetzt
bin, nämlich beim „Stoffwechsel“
von der diakonia, mache ich vor al-
len Dingen die Dekoration, aber ich
sortiere auch gespendete Sachen
aus und arbeite im Verkauf.

Ich habe Abitur gemacht, bin aber
das erste Mal schon vor dem Abitur
erkrankt, und zwar in der Kolleg-
stufe. Mit 18 Jahren habe ich meine
erste Psychose bekommen, aber in
Haar wurde leider eine Fehldia-
gnose gestellt und die Psychose
wurde nicht erkannt. Ich bin von
dort weg und habe zwei Monate
Platte gemacht. Danach habe ich in
vielen betreuten Wohngemeinschaf-
ten gelebt und die Erfahrung ge-
macht, dass es nicht besonders gut
für mich war. 

Letztendlich bin ich im Einzelbetreu-
ten Wohnen gelandet, wo ich 1997
mein Abitur nachgeholt habe. Vor
dem Studienbeginn habe ich eine
sehr lange Reise nach Asien unter-
nommen, die mich dann gerade-
wegs in die zweite Psychose geführt
hat. Es wurde wieder eine Fehldia-
gnose gestellt, damals im Klinikum
Innenstadt; diesmal war auch ein
Suizidversuch dabei. Die Psychose
ist durch den psychischen Stress vor
und bei dem Studienbeginn entstan-
den. 

Ich habe  trotzdem angefangen zu
studieren und nebenbei noch 20 
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Stunden bei BMW gearbeitet. Dort 
bin ich nach einem Jahr entlassen
worden aufgrund meiner psychi-
schen Erkrankung. Ich habe sie im-
mer zu verstecken versucht, aber es
ist doch herausgekommen und des-
wegen wurde mir fristlos gekündigt.
Dann habe ich zu Kunstpädagogik
gewechselt, weil ich meine maleri-
sche Begabung entdeckt habe. Ich
hatte im Nebenfach Theaterwissen-
schaft und Kunstgeschichte. Meine
dritte Psychose hatte ich im Jahr
2000. Dann war ein paar Jahre Ruhe
bis auf ein paar kleinere Schwierig-
keiten im Studium wegen Depres-
sion und so weiter. Die Zwischen-
prüfung habe ich 2003 gemacht.
Weil ich nie BAFöG bekommen
habe, habe ich sehr viele Jobs ge-
macht, immer auf dem ersten Ar-
beitsmarkt. Zum Schluss ging das
nicht mehr, weil ich mich nur noch
sehr schlecht konzentrieren konnte.

2005 bin ich dann noch mal in eine
sehr, sehr große Krise geraten und
habe dann mein Studium abgebro-
chen, weil ich nicht mehr konnte. Ich
stand kurz vorm Abschluss, musste
nur noch die Magisterarbeit, eine Ar-
beit und natürlich die Prüfungen
schreiben und hab dann einfach auf-
gehört. Ich war dann zwei Monate
arbeitslos und bin dann vom Ar-
beitsamt angeschrieben worden, ich
sollte mich doch bei der diakonia
vorstellen. Ich bin auch sofort ge-
nommen worden und bin eigentlich
auch darüber sehr glücklich, weil ich
dort sehr gerne arbeite; es ist nur
sehr schwierig mit dem Geld zurecht
zu kommen.

Aber alle Leute, die ich kenne und
die Künstler sind, sind auch psy-
chisch krank. Da gibt es generell
keine Stellen; die meisten müssen
sich irgendwie durchbeißen. Ich hab
zwar schon sehr früh Ausstellungen
gemacht und es ist für Künstler im-

mer schwierig, weil es ja keine fe-
sten Arbeitsplätze gibt. Man kann
höchstens an Wettbewerben teilneh-
men oder an irgendwelchen Kunst-
ausschreibungen. Das mache ich
auch immer wieder, aber das große
Geld ist damit nicht zu verdienen.
Deswegen bin ich sehr froh, dass ich
bei der diakonia bin und auch eine
Beschäftigung habe, zumindest
tagsüber.

Karin Steinberg:

Ich habe als Übersetzerin in einem
Vollzeitjob gearbeitet und diese Ar-
beit war für mich so stressig, nicht
nur für mich, sondern auch für
meine anderen Arbeitskollegen,
dass ich letzten Endes zusammenge-
brochen bin und einfach nicht mehr
weiter konnte, sowohl körperlich als
auch psychisch. Ich möchte auf je-
den Fall arbeiten, aber nur unter be-
stimmten Voraussetzungen, nämlich
denen, dass ich den Job auch lang-
fristig machen kann, ohne mich psy-
chisch und körperlich total aufzuar-
beiten bzw. „verheizt“ zu werden.

Ich bin so frustriert über dieses
ganze System, in dem man nur als
defizitäres Wesen gesehen wird, das
man „irgendwo unterbringen“ muss,
möglichst so, dass keine Probleme
mehr auftauchen, dass ich nicht
weiß, ob es überhaupt einen Sinn
hat, darüber zu sprechen. 

Diese Sichtweise von „uns“ – Men-
schen mit Behinderung - finde ich
ziemlich frustrierend und demüti-
gend, da unsere Stärken überhaupt
nicht wahrgenommen werden und
wir sie deshalb auch selbst vielleicht
nicht ausreichend wahrnehmen oder
uns ihrer bewusst werden. Das gilt
nicht nur für den Bereich der Arbeit,
sondern eigentlich für alle Bereiche
unseres Lebens, aber auch und be-
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sonders für den Bereich Arbeit. Ich
für meinen Teil habe keine Kraft und
keine Lust mehr, ständig das Gefühl
zu haben, mich irgendwie verändern
oder verbessern zu müssen. 

„Wir“ könnten uns verbessern bis
wir tot umfallen und es würde im-
mer noch nicht ausreichen, weil wir
nämlich selbst dann nicht nichtbe-
hindert wären. In meinen Augen
wird es Zeit, dass nicht unbedingt
nur wir Menschen mit Behinderung
unsere Situation annehmen, son-
dern auch und vor allem andere
Menschen - und dies nicht nur ober-
flächlich, sondern tatsächlich -, in-
dem sie uns nicht ausgrenzen oder
uns sehr, sehr häufig das Gefühl ge-
ben, nicht gut genug zu sein um ihre
Bedürfnisse zu erfüllen. Ich finde es
auch nicht richtig, wenn uns häufig
von behördlicher Seite unterstellt
wird, wir würden eigentlich gar nicht
arbeiten wollen. Das stimmt so
nicht. Ich glaube vielmehr, dass man
mit uns überfordert ist, weil wir in
kein Schema F hineinpassen und
auch nicht unbedingt in diese Lei-
stungsgesellschaft, jedenfalls nicht
auf diese Art.

Schließlich möchte ich noch eines
klarstellen: Ich möchte eine Arbeit
finden, in der ich nicht permanent
das Gefühl habe, zu wenig zu sein
und ohne deshalb irgendwelche
Sonderwege gehen zu müssen und
ausgegrenzt zu werden.
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Herzlichen Dank für die Ein-
ladung. Ich wurde gebeten,
das „Hamburger Modell“
vorzustellen. Da habe ich
mich gefragt: Was ist das
„Hamburger Modell“? Ge-
meint ist aber wohl unser
Konzept und die Konstruk-
tion, wie wir Ansprüche auf
Teilhabeleistungen am Ar-
beitsleben zielgerichtet nutz-
bar machen, um eine
Verbesserung integrativer
Teilhabe auf dem Arbeits-

markt zu ermöglichen. Das Gute an
dem, was Sie als „Hamburger Mo-
dell“ bezeichnen mögen, ist, dass es
auf bundesweit gültigen rechtlichen
Ansprüchen basiert – insofern gar
nicht an Hamburg gebunden ist. 

Ich hoffe, meine Erläuterungen zum
„Hamburger Modell“ helfen gerade
deshalb für Impulse einer Münchner
Praxis.

Ich habe Ihnen ein Bild aus Hamburg
mitgebracht. Es wurde vor über drei
Jahren aufgenommen. Da konnte
ich noch sagen, dass alle hier abge-
bildeten Personen  „werkstattbe-
dürftige Menschen“ gewesen sind.
Was heißt „werkstattbedürftig“? Ich
meine dies zunächst folgenderma-
ßen: Es sind Personen, denen auf-
grund Art und Schwere ihrer Behin-
derung von dem zuständigen Lei-
stungsträger der Rechtsanspruch
auf Förderung in einer Werkstatt für
behinderte Menschen (WfbM) zuer-
kannt wurde – im Berufsbildungsbe-
reich oder im Arbeitsbereich. 

Die Exkursion, die ich mit Ihnen ma-
chen möchte, führt auf folgende Fra-
gestellung: Heißt „Werkstattbedürf-

tigkeit“ wirklich Bedarf an einer Bin-
dung an die WfbM als Raum und In-
stitution – oder heißt „Werkstattbe- 
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dürftigkeit“ nur Bedarf an besonde-
ren Teilhabeleistungen? Sie haben ja
jetzt auch in der Gesprächsrunde
Frau Genthe gehört. Mein Eindruck
war nicht, dass sie einer WfbM be-
darf. Mein Eindruck war aber auch,
dass ihr Interesse und ihre Realisie-
rungschancen im Café zu arbeiten
besondere Unterstützungsleistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben er-
forderlich macht. 

Unabhängig davon, ob am Raum
oder an der Institution der WfbM
oder ganz woanders gebunden, z.B.
in einem Café wie bei Frau Genthe:
Wir müssen uns in der Herausforde-
rung der Inklusion als ersten Schritt
davon frei machen, den Begriff „Werk-
stattbedürftigkeit“ so zu denken,
dass er zwangsläufig an den Raum
und die Institution gebunden ist.
Um mögliche Missverständnisse zu
vermeiden: Wenn für Frau Genthe
das von ihr erwähnte Café geeignet
erscheint, so ist es für andere das
Arbeitsplatzangebot in der WfbM.
Das ist damit keinesfalls in Abrede
gestellt. 

Ich möchte deshalb zur ersten These

kommen: 

Das bestehende System werkstatt-

gebundener Teilhabeleistung bedarf

zeitgemäßer Anpassungen. 

Ich möchte Ihnen das Grundschema
werkstattgebundener Teilhabelei-
stung kurz noch einmal vorstellen. 
Dieses Übergangsmodell bezieht
sich auf den Personenkreis von Men-
schen, die aufgrund Art und Schwere
ihrer Behinderung nach der Schule
als nicht ausbildungs- und vermitt-
lungsfähig gelten. Dies sind haupt-
sächlich Menschen mit geistiger
Behinderung – aber mit zunehmen-

der Tendenz auch Menschen mit ei-
ner psychischen Behinderung. Nach
Beendigung der Schule werden sie
von der Berufsberatung Reha/SB in
der Regel für das so genannte „Ein-
gangsverfahren“ und den „Berufs-
bildungsbereich“ einer WfbM
empfohlen. Diese Phase dauert in
der Regel 27 Monate. 

Nachfolgend kommt der so ge-
nannte „Arbeitsbereich“ in einer
WfbM. Dieser kann bis zur Rente ge-
währt werden, wenn keine Vermitt-
lung in Arbeit erfolgt. Beide Phasen
werkstattgebundener Teilhabelei-
stung am Arbeitsleben sind Pflicht-
leistungen der Leistungsträger
(Agentur für Arbeit/Sozialhilfeträ-
ger). 

Ich denke, wir müssen uns davor
hüten, diese Struktur zu kritisieren,
denn darin spiegelt sich  ein erhebli-
cher und erforderlicher Schutz die-
ses Personenkreises wider, um nicht
in „Harz IV“ zu fallen, sondern einen
Rechtsanspruch auf entsprechende
Teilhabeleistung am Arbeitsleben zu
haben.

Aber: Dieser Anspruch an Teilhabe-
leistungen steht unter folgenden
Prämissen bzw. Herausforderungen:

Ich kenne die Zahlen und Entwick-
lungen von München nicht, aber
bundesweit haben sich die Zahlen
der Werkstattbeschäftigten von
153.000 Personen im Jahr 1994 auf
268.000 Personen im Jahr 2006 er-
höht und die Prognosen sind noch
ansteigend.

Das heißt, wir haben mit den WfbM
ein System von Teilhabeleistungen
am Arbeitsleben, das zunehmend
Bedarf hat, Personen aufzunehmen.
In diesem System war ursprünglich 
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eine Vorbereitung zur Rehabilitation
und der Übergang auf den allgemei-
nen Arbeitsmarkt vorgesehen.

Festzustellen ist allerdings, dass die
Übergangsquoten unter 0,2% lie-
gen. Das heißt, die Durchlässigkeit
zwischen der WfbM und dem allge-
meinen Arbeitsmarkt funktioniert
nicht. 

Das ist kein Vorwurf an die WfbM:
Wie soll bei diesem Arbeitsmarkt,
wo auch andere Personen mit weit-
aus geringeren Vermittlungshemm-
nissen ausgegrenzt werden, die
WfbM, ohne ein Umdenken in den
Köpfen und institutionelles Umden-
ken, von sich aus Übergangsquoten
und Teilhabeleistung auf dem allge-
meinem Arbeitsmarkt verbessern?

Wir haben eine weitere Herausfor-
derung durch die UN Konvention
(Artikel 27), die  demnächst von der
Bundesregierung ratifiziert wird,
eine neue Herausforderung, sich
stärker an inklusiven Modelle der
Beschäftigung und Teilhabe von
Menschen auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt zu orientieren.

Meine zweite These lautet: 

Eine räumliche und institutionelle

Entflechtung des Unterstützungsbe-

darfes von der Werkstatt ist erfor-

derlich, aber schwierig.

Die Hamburger Arbeitsassistenz
wurde 1992 von der Landesarbeits-
gemeinschaft Eltern für Integration
gegründet. Diese hat sich zunächst
mit der Integration in den Schulen
beschäftigt. Dann, zehn Jahre spä-
ter, kam fast natürlich die Fragestel-
lung: Was kommt nach der Schule?
Ein Anschluss von Förderung nach
der Schule stand oder steht aus-

schließlich im institutionellen Rah-
men der WfbM zur Verfügung. 

Wir haben mittlerweile, entstanden
1992 aus einem Modellprojekt, 55
Mitarbeiterinnen bei uns, so ge-
nannte Arbeitsassistentinnen. Wir
unterstützen zurzeit 150 Personen
mit Lernschwierigkeiten oder geisti-
ger Behinderung an sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsplätzen.
Mittlerweile haben wir ungefähr 800
Personen aus diesem Personenkreis
in sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigungsverhältnisse gebracht.
Wir haben einen Bewerberpool von
ca. 130 Personen, die noch eine Per-
spektive suchen und wir führen im
Status der WfbM mit ungefähr 90
Personen betriebliche Orientie-
rungs- und Qualifizierungsmaßnah-
men durch. 

Diese Orientierungs- und Qualifizie-
rungsmaßnahmen im Werkstattsta-
tus möchte ich Ihnen erklären. Diese
Maßnahmen führen uns auf die ein-
gangs gestellte Frage zurück, wie
wir es im „Hamburger Modell“ ma-
chen, um eine räumliche oder insti-
tutionelle Bindung an die WfbM zu
lockern. Denn diese räumliche und
institutionelle Entflechtung des Un-
terstützungsbedarfs von der WfbM –
aber durchaus auch in sehr koopera-
tiver Zusammenarbeit mit der WfbM
- ist sicherlich im Augenblick noch
schwierig, aber wegweisend.

Wir haben 1995 begonnen, die erste
Phase, den Berufsbildungsbereich,
im Rahmen eines Modellprojektes
zum Übergang von der Schule in
den Beruf  etwas von der WfbM zu
entflechten. Entflechten meint hier:
Wir haben ein Konzept entwickelt,
um bei SchulabgängerInnen - nach
Empfehlung der Berufsberatung für
den Berufsbildungsbereich einer
WfbM - nicht in dem Raum der WfbM,
sondern in Betrieben des allgemei-
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nen Arbeitsmarktes die berufliche
Orientierung und Qualifizierung zu
unterstützen.

Dieses Anliegen haben wir 1995
dem zuständigen Leistungsträger,
hier: der Agentur für Arbeit, vorge-
tragen. Die Agentur für Arbeit fand
das Konzept gut, hat uns aber dar-
auf hingewiesen, dass der Berufsbil-
dungsbereich an die Institution der
WfbM gebunden ist. Entsprechend
hat die Agentur eine Genehmigung
unseres Konzeptes verweigern müs-
sen, da die Hamburger Arbeitsassis-
tenz keine anerkannte WfbM ist. 

Genau hier trifft sich wieder die
oben genannte historisch und ge-
setzlich normierte Problematik der
institutionellen Bindung der Teilha-
beleistungen im Arbeitsleben im Be-
reich der WfbM. 

Wir haben folgende  Lösung für die-
ses Problem gefunden: 

In Hamburg gibt es vier WfbM, die
diese Anerkennung haben. Mit die-
sen haben wir Kooperationsverträge
geschlossen. Das heißt: Der Leis-
tungsträger – hier die Agentur für
Arbeit – weist der WfbM zu und wir
sind eigentlich „nur“ Dienstleister
der anerkannten WfbM. Die Perso-
nen können natürlich zwischen dem
Angebot der WfbM und dem der
Hamburger Arbeitsassistenz wech-
seln. Das Betreten des Raums und
der Institution der WfbM ist gegebe-
nenfalls auch nur für die Anmeldung
erforderlich. 

Die berufliche Rehabilitationsmaß-
nahme findet in Betrieben des allge-
meinen Arbeitsmarktes statt. Diese
Variante bezeichnen wir als Betrieb-
liche Berufsbildung. 

Wir betreuen über diese Konstruk-
tion im Augenblick ca. 30 Personen.

Zusätzlich bieten wir die Betriebliche
Berufsbildung aber seit 2006 auch
mittlerweile 46 Personen im Rah-
men des Persönlichen Budgets an.
Im Persönlichen Budget ist die Kon-
struktion über die Kooperationsver-
einbarung mit den WfbM nicht mehr
erforderlich. Budgetnehmer können
sich die Leistungen direkt bei uns
einkaufen.

Es gibt dementsprechend zwei Va-
rianten des Zugangs zur Betriebli-
chen Berufsbildung: den Zugangs-
weg über das Kooperationsmodell
mit der WfbM und den über das Per-
sönliche Budget. Insgesamt macht
mittlerweile die Betriebliche Berufs-
bildung, wie wir sie anbieten kön-
nen, in Hamburg etwa fast ein Viertel
des Berufsbildungsbereiches aus. 

Nun haben wir ja aber auch nicht
nur für den Berufsbildungsbereich
die Anforderung einer „Entkopp-
lungsmöglichkeit“ von der WfbM,
sondern Entsprechendes auch für
den Arbeitsbereich. Man spricht ja
mittlerweile statt von Entkopplung
von der Institution auch von einer
„Virtualisierung“, bei der zwischen ei-
ner räumlichen und institutionellen
Entflechtung des Berufsbildungs-
und des Arbeitsbereiches von der
WfbM zu unterscheiden ist. 

Wir kommen also zur Phase 2 des
gezeigten Modells, dem Arbeitsbe-
reich der WfbM, für dessen Finanzie-
rung nicht mehr die Agentur für Ar-
beit, sondern der Sozialhilfeträger
zuständig ist. Für diese Phase haben
wir also Leistungsvereinbarungen
mit dem für die  Eingliederungshilfe
zuständigen Sozialhilfeträger ge-
schlossen. Dieser hat es leichter als
die Agentur für Arbeit, einer Ham-
burger Arbeitsassistenz entspre-
chende Leistungen zu bewilligen
trotz fehlender Anerkennung als
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WfbM: Im § 56 SGB XII findet sich
eine Bestimmung, nach der Leistun-
gen des Arbeitsbereiches der WfbM
auch in „anderen Beschäftigungs-
stätten“ bewilligt werden können.
Wir nennen dieses Angebot „Inte-
grationspraktikum“. 

Selbstverständlich unterliegt dieses
Angebot – wie das der WfbM – auch
Qualitätsanforderungen: Das Ange-
bot muss Anforderungen der beruf-
lichen Orientierung, der beruflichen
Qualifizierung, der Persönlichkeits-
bildung und letztlich einer Verbesse-
rung der Teilhabechancen am Arbeits-
leben gerecht werden.

In dieser Maßnahme „Integrations-
praktikum“ haben wir durchschnitt-
lich gegenwärtig  ungefähr 25
Personen. Es bedarf aber, für eine
konsequente Verbesserung des
Übergangs auf den allgemeinen Ar-
beitsmarkt, der Beseitigung einer

Struktur, die vorgeprägt ist und die
ich als „Rehafalle“ bezeichnen
möchte. Stellen Sie sich vor, Sie ha-
ben aus diesen Maßnahmeangebo-
ten Betriebliche Berufsbildung oder
Integrationspraktikum (gleiches gilt
auch für den Berufsbildungsbereich

und Arbeitsbereich einer WfbM) je-
manden, den Sie auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt unterstützen und
dort begleiten. Er braucht eine Be-
gleitung am Arbeitsplatz. Ihnen sagt
nun der Arbeitgeber: Eigentlich wäre
ich damit einverstanden, einen Ar-
beitsvertrag abzuschließen. Er bietet
dem Maßnahmeteilnehmer für den
1. Dezember dieses Jahres ein Ar-
beitsverhältnis an. Dann haben Sie
folgendes Problem: Sie freuen sich,
dass Sie endlich das Ziel erreicht ha-
ben, das Ihnen der Gesetzgeber für
die berufliche Rehabilitationsmaß-
nahme aufgetragen hat, eben die
berufliche Eingliederung, aber Sie
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müssen gleichzeitig Ihrem Rehabili-
tanden und dem Arbeitgeber sagen:
Ab 1. Dezember gibt es keine Beglei-
tung, weil für Ihren Rehabilitanden
ja die Formulierung nicht mehr zu-
treffend ist, dass er „aufgrund Art
und Schwere der Behinderung nicht
vermittelbar ist“. Mit der Vermittlung
entziehen Sie sich insofern der Grund-
lage einer Finanzierung nachfolgen-
der Unterstützungserfordernisse am
Arbeitsplatz.

Es bedarf in der Regel aber entspre-
chender personeller Unterstützung
am Arbeitsplatz. Zur Lösung dieses
Problems haben wir uns an das Inte-
grationsamt gewandt. Jeder gehör-
lose Mensch hat Anspruch auf eine
Arbeitsassistenz – für Dolmetschleis-
tungen, ein blinder Arbeitnehmer
für eine Vorlesekraft. Der Personen-
kreis von Menschen mit geistiger
Behinderung hat auch Kommunika-
tionshemmnisse, die einen Assis-
tenzbedarf begründen lassen.

Das heißt für unser Modell: Ab 1.
Dezember, nach Vermittlung in ein
Arbeitsverhältnis, steigt der Sozial-
hilfeträger beim Integrationsprakti-
kum oder die Agentur für Arbeit bei
der Betrieblichen Berufsbildung aus
den WfbM-analogen Leistungen aus.
Sie müssen aussteigen, denn unser
Maßnahmeteilnehmer gilt nach den
gesetzlichen Bestimmungen nicht
mehr als werkstattbedürftig. Assis-
tenzleistungen bekommt er weiter
über die „Begleitende Hilfe am Ar-
beitsplatz“; zuständiger Leistungs-
träger ist das Integrationsamt.

Schauen wir uns dieses Modell mal
hinsichtlich der  Ergebnisse genauer
an: Ich glaube, wir sollten uns nicht
einseitig nur an Übergangsquoten
von WfbM auf den Arbeitsmarkt  be-
ziehen. Aber sicherlich kann man sie
auch nicht ganz außer Acht lassen:
Übergangsquoten aus bestehenden

Systemen der WfbM auf den Ar-
beitsmarkt werden mit 0,3% oder
weniger angegeben. 

Zusammen mit der Agentur für Ar-
beit haben wir 2002 den Verbleib der
ersten 107 Personen in unserem Be-
trieblichen Berufsbildungsbereich
evaluiert: Ca. 55% haben aus der 
Betrieblichen Berufsbildung einen
Arbeitsvertrag erhalten, weitere ca.
20% haben das Ziel mit einer Verlän-
gerung im Integrationspraktikum,
also dem virtuellen Arbeitsbereich
der Werkstatt für behinderte Men-
schen, erreicht. Ungefähr 20% der
Personen sind in eine WfbM oder 
in die Erwerbslosigkeit gewechselt. 

Das sind Differenzen in der Über-
gangsbilanz aus unterschiedlichen
Systemen der Förderung, bei denen
man nicht mehr von einer statisti-
schen Zufälligkeit sprechen kann. 

Aber vorher war ja schon von der Fi-
nanzkrise und Ihrer Landesbank die
Rede: Ist dieses Modell überhaupt fi-
nanzierbar? Ist es ein Luxus, so in-
tensiv in die Begleitung am Arbeits-
platz zu gehen? Wir arbeiten sehr
personalintensiv und Personal ko-
stet Geld, auch in der Sozialen Ar-
beit. 

Ich komme zur dritten These: 

Das Modell ist attraktiv – auch un-

ter finanziellen Gesichtspunkten.

Für einen Vergleich der Kosten
möchte ich Ihnen eine Teilnehmerin 
vorstellen, die nach der Schule und
dem Hinweis der Berufsberatung zu
uns kam. Sie heißt Anna Miehlich.
Die Berufsberaterin sagte uns, Anna
Miehlich sei aufgrund Art und
Schwere ihrer Behinderung sogar
eigentlich eher für eine Tagesförder-
stätte als für die WfbM zu empfeh-
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len. Ich möchte das gar nicht so
grundsätzlich nach den geltenden
Beurteilungskriterien in Frage stel-
len: Anna Miehlichs Unterstützungs-
bedarf war hoch und wir haben viele
Praktika durchgeführt, damit sie
überhaupt einen Arbeitsbegriff ent-
wickeln konnte, verstehen konnte,
welche grundlegenden Spielregeln
im Erwerbsleben eine Rolle spielen. 
Anna Mielich ist mittlerweile 31 Jahre
alt. Sie hat den Berufsbildungsbe-
reich durchlaufen und ist auch noch
kurz im Integrationspraktikum gewe-
sen. Seit Oktober 1999 ist sie be-
schäftigt bei einem Unternehmen,
welches die Kantine / Bistro in der
Deutschen Bank in Hamburg be-
treibt. Sie ist teilzeitbeschäftigt und
arbeitet dort in einem kleinen Bistro.
Da räumt sie Waren ein, unterstützt
mittlerweile auch bei der Remission
der Zeitungen und Zeitschriften und
hilft beim Service.

Ich habe den Fall Anna Miehlich
aber hier aufgegriffen, um die Fra-
gestellung des finanziellen Mittel-
einsatzes, der Kosten, zu betrachten.
Also: Wie luxuriös ist unser Modell?
Wir haben Anna Miehlich in der
Phase der Betrieblichen Berufsbil-
dung unterstützt. Sie werden sich an
die rechtliche Konstruktion erinnern
- das Kooperationsmodell mit der
WfbM. Man kann deshalb sehr ein-
deutig sagen: Die Unterstützung von
Anna Miehlich war während dieser
Phase ebenso teuer oder billig wie
in der WfbM.

Für die Agentur für Arbeit ist es hin-
sichtlich der Kosten vollkommen
egal, ob Anna Miehlich direkt in der
WfbM beschäftigt ist oder ob sie uns
mit der Betrieblichen Berufsbildung
beauftragt. Anna Miehlich ist noch
ganz kurz im Integrationspraktikum
gewesen, sie wäre sonst in den Ar-
beitsbereich einer WfbM gewech-
selt. Das Integrationspraktikum als

„virtueller Arbeitsbereich der WfbM“
spiegelt in unseren Leistungsverein-
barungen den durchschnittlichen
Kostensatz der regionalen WfbM wi-
der. Das heißt, dem Leistungsträger
kann es auch hier unter Kostenge-
sichtspunkten vollkommen egal
sein, ob Anna Miehlich im Arbeitsbe-
reich einer WfbM  oder im Integrati-
onspraktikum Teilhabeleistungen
bezieht. Nun kommt aber im Okto-
ber 1999 der Umbruch: Nun hat
Anna einen Arbeitsvertrag bekom-
men. Für den Sozialhilfeträger endet
die Förderung am 30. September.
Sie hat weiterhin einen Bedarf an
begleitender Hilfe am Arbeitsplatz.
Diese Aufwendungen werden stun-
dengenau und individuell mit dem
Integrationsamt abgerechnet.

Jetzt tritt ein Erdrutsch hinsichtlich
des Kostenvergleiches WfbM – Un-
terstützter Beschäftigung ein: Für
den Sozialhilfeträger enden am 30.
September die Teilhabeleistungen.

Die Agentur für Arbeit, sie hätte im
herkömmlichen Modell der WfbM er-
warten können, dass Anna eigent-
lich nicht wieder auftaucht auf dem
Arbeitsmarkt, ist nun verpflichtet, ei-
nen Eingliederungszuschuss für die
Lohnkostenzuschüsse Schwerbehin-
derter an den Arbeitgeber zu zahlen.
Auch das Integrationsamt hätte mit
Anna Miehlich im Modell der WfbM
wahrscheinlich keine Kosten mehr
gehabt.

Also: Der Sozialhilfeträger profitiert
von unserer Variante – die Agentur
für Arbeit und das Integrationsamt
werden mehr gefordert. Es geht
doch aber um die Bilanz.

Was wäre passiert, wenn Anna
Miehlich in der Werkstatt geblieben
wäre? Der Bund bezahlt für die Sozi-
alversicherungsbeiträge von WfbM-
Mitarbeitern rund 400 € und das ist
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gut so. Auf die Hamburger Kosten-
sätze gerechnet zahlt der zuständige
Leistungsträger, insbesondere der
Sozialhilfeträger, ca. 1.400 € an die
WfbM. 

Das heißt: Wir haben eine gleichmä-
ßig Linie für den Mitteleinsatz von
ca. 1.800 € im Monat. Dies geht so
weiter, mit hoher Wahrscheinlichkeit
bis zur Rente. Die Kostensätze hier
in München mögen ein wenig zu
diesen differieren, aber das System
und damit auch die Aussage, die ich
treffen möchte, bleibt.

In unserem Modell verlässt Anna
Miehlich nun am 1. Oktober 1999
das System der werkstatt-analogen
Leistungen. Das schafft in unserer
Grafik nun ein Chaos: Neben den
Kosten des Eingliederungszuschus-
ses sind unsere Kosten für die Ar-
beitsbegleitung zu berücksichtigen.
Diese werden stundengenau abge-

rechnet und variieren dementspre-
chend mit dem Bedarf an Unterstüt-
zung. Daher ist in der Grafik eine
sehr unruhige Linie zu verzeichnen.
Aber bemerkenswert: Die Kosten in
unserem Modell übersteigen den
Wert der WfbM-Förderung (1.800 €)
nur in einem einzigen Monat. In al-
len anderen Monaten sind sie gerin-
ger und dies, obwohl Anna Miehlich
nach ihrer Vermittlung einen sehr

überdurchschnittlich hohen Unter-
stützungsbedarf gehabt hat.

Drei Jahre nach der Vermittlung ha-
ben wir die Begleitung abgeschlos-
sen. In der Grafik sehen Sie aber,
dass später noch einmal Kosten für
die Arbeitsbegleitung zu verzeich-
nen sind. Der Grund: Umbaumaß-
nahmen im Bistro und Wechsel von
einigen Kolleg/innen. Der Arbeitge-
ber ist deshalb wieder an uns heran-
getreten mit dem Anliegen, diese
Umstellung mit Anna wieder neu zu
qualifizieren.

Unter dem Strich, wenn man die Kos-
ten der Modelle a) Verbleib WfbM
mit b) unserem Modell der Unter-
stützten Beschäftigung vergleicht, ist
festzustellen: In der Anfangsphase
sind die Kosten nicht weit unter de-
nen der WfbM, nachfolgend aber sind
deutliche Differenzen festzustellen. 

Insgesamt kann man für das Modell
Anna Miehlich in Unterstützter Be-
schäftigung gegenüber der WfbM
feststellen: Wenn man über alle Ko-
stenträger seit 1995 rechnet, resul-
tiert hier gegenwärtig eine Kostener-
sparnis in Höhe von mindestens
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180.000 €. „Mindestens“ gilt schon
deshalb, weil Anna Miehlich durch
ihren Lohn keinen zusätzlichen Be-
darf an Hilfen zum Lebensunterhalt
hat und selbst in die Sozialversiche-
rung einbezahlt. Diese Faktoren blei-
ben in der Grafik unberücksichtigt. 

Den Exkurs zu den Kosteneffekten
habe ich nicht gemacht, um den An-
satz verbesserter Teilhabe am Ar-
beitsleben im Ansatz Unterstützter
Beschäftigung zu begründen. Er be-
gründet sich sozialpolitisch und
auch aus Herausforderungen der
UN-Konvention. Aber ich glaube,
dass solche  Analysen der Kostenef-
fekte ermutigen können, entspre-
chende Wege in Angriff zu nehmen. 

Ich möchte abschließend zurück-
kommen auf das Bild von Hamburg,
welches ich Ihnen eingangs gezeigt
habe, das Bild mit den neun Teilneh-
merinnen und Teilnehmern. Sie alle
waren hinsichtlich ihres Bedarfes an
Teilhabeleistungen am Arbeitsleben
zum Zeitpunkt der Aufnahme als
„werkstattbedürftig“ eingestuft wor-
den. Sie haben bei uns daher die ge-
nannten Leistungen beziehen kön-
nen über die Betriebliche Berufsbil-
dung in Kooperation mit den WfbM
oder über das  Persönliche Budget.
Acht von ihnen sind jetzt in sozial-
versicherungspflichtigen Arbeitsver-
hältnissen. Voraussetzung dafür war
aber eben, dass sie ihre Teilhabeleis-
tungsansprüche für eine WfbM mit-
nehmen konnten in diese Angebots-
form.

Ich komme auf dieses Bild deshalb
zurück, weil wir hier Personen vor
Augen haben, die zum Zeitpunkt des
Beginns der Qualifizierung und Ori-
entierung bei uns von dem Leis-
tungsträger als „werkstattbedürf-
tig“ angesehen wurden. Ihren Weg
haben sie über die von uns vorberei-
teten Möglichkeiten einer Entkopp-

lung der Leistung von der Institution
WfbM und der Möglichkeit einer In-
dividualisierung gehen können.
Man sollte annehmen, dass durch
das SGB IX und die UN-Konvention
von Seiten der Leistungsträger und
des Gesetzgebers die Schaffung ge-
rade solcher Wege unterstützt und
gefördert werden, denn:

4. These:

Die Institution gewinnt an Attrakti-

vität, weil individuelle Teilhabeleis-

tungen schwer durchsetzbar sind.

Eine meines Erachtens äußerst be-
denkliche Interpretation der Ausle-
gung des Begriffes der „Werkstatt-
bedürftigkeit“ und der Wahrneh-
mung des Persönlichen Budgets für
Werkstattleistungen zeichnet sich
nun gegenwärtig beim Bundesar-
beitsministerium (BMAS) ab.

Ich zitiere aus einer Quelle des
BMAS vom August 2008: „Bestre-
bung für diese Menschen“, gemeint
sind „werkstattbedürftige“ Men-
schen, „‘Integrationsplätze’“ oder
Ähnliches außerhalb des WfbM-Ver-
antwortungsbereichs zu erfinden
und mit Hilfe des persönlichen Bud-
gets zu finanzieren, sind vom gel-
tenden Recht nicht gedeckt.“

„Integrationsplätze“ ist übrigens mit
Gänsefüßchen bezeichnet, und dann
der Begriff „erfinden“! Ich empfinde
dieses Zitat nicht nur unzeitgemäß,
sondern ich empfinde es in Zeiten
der UN-Konvention und des Artikels
9 des SGB IX, in dem Selbstbestim-
mung und Wahlmöglichkeit sehr ex-
poniert formuliert werden, empörend! 
Da versuchen wir – nicht nur mit ho-
hen Anstrengungen, sondern auch
mit Förderung des Europäischen So-
zialfonds – individuell und von Insti-
tutionen unabhängig eine Teilhabe
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am Arbeitsleben zu verbessern, und
dann formuliert ein Bundesarbeits-
ministerium – hier der parlamentari-
sche Staatssekretär Thönnes – wieder
eine Sortierung von Menschen mit
Behinderung. Denjenigen, die auf-
grund Art und Schwere der Behinde-
rung „werkstattbedürftig“ sind,
möchte er die Institution und den
Raum der WfbM vorschreiben. Dies
führt zu folgender Absurdität: Men-
schen mit Behinderung können ent-
sprechende berufliche Teilhabeleis-
tungen zwar im Persönlichen Bud-
get einkaufen, diese aber nur bei
bzw. von der WfbM. 

Wir haben eine breite Diskussion
über unser Schulsystem in Deutsch-
land – wir müssen feststellen, dass
Deutschland im internationalen Ver-
gleich zu den Spitzenreitern einer
Ausgliederung in Sondersysteme
gehört. Die Herausforderungen
durch die UN-Konvention  sind im
Bereich der Schule zunehmend dis-
kutiert. Die UN-Konvention ist ver-
bindlich, Prüfungen sind vorgese-
hen ebenso wie die Möglichkeit der
Sanktionierung. 

Es ist erschreckend, wie fest veran-
kert bei uns die Vorstellung ist, dass
diese Verortung von Menschen auf
spezielle Räume und Institutionen
rechtens, selbstverständlich und ver-
tretbar sei. Das betrifft den Bereich
der Schule wie auch den Bereich des
Arbeitslebens. Herr Thönnes macht
sich mit solchen Äußerungen sicher-
lich zu einem Favoriten für eine
Sanktionierung.  

Es bedarf der Weiterentwicklung ei-
ner Praxis in den Regionen. Indivi-
duelle Förderung und individuelle
Berufswege erfordern Engagement 
und Kreativität. Ich hoffe, dass ich 
Ihnen entsprechende Möglichkeiten
der Nutzung der bestehenden ge-
setzlichen Rahmenbedingungen auf-

zeigen konnte, die sie hoffentlich als
Praxistipps verwenden können. Die
ersten Fälle sind immer schwerer als
die nachfolgenden! Ich denke, dass
zum Beispiel Frau Genthe, die wir
vorher gehört haben, jemand wäre,
der so eine Teilhabe am Arbeitsleben
ermöglicht werden könnte, die ihren
Interessen und Fähigkeiten entspricht.
Und wenn solche Praxis erst einmal
funktioniert, wird auch ein Herr
Thönnes Frau Genthe nicht vorschrei-
ben können und wollen, dass sie
ihre Leistungen nur in und über die
WfbM zu beziehen hat. Da bin ich
sehr optimistisch. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit!
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Sehr geehrte Damen und Herren,
wir dürfen Ihnen heute ein erprob-
tes Modell für den ersten Arbeits-
markt vorstellen, das sich bereits
zwischen Berufsbildungswerken
und Betrieben bewährt hat – die Ver-
zahnte Ausbildung mit Berufsbil-
dungswerken, kurz VAmB genannt.

Bevor wir über die verzahnte Ausbil-
dung sprechen, möchten wir kurz
die Frage stellen: Was macht denn
so ein Berufsbildungswerk? Berufs-
bildungswerke sind Einrichtungen,
die Menschen mit Behinderungen 
in der Erstausbildung ausbilden, die
Unterstützungsleistungen bieten,
damit Menschen mit Behinderun-
gen einen Ausbildungsberuf erler-
nen und ergreifen können. 

Es gibt in Deutschland 52 Berufsbil-
dungswerke, die insgesamt in ca.
190 Berufen ausbilden. Damit wird
eine riesige Berufspalette geboten.
Die Berufsbildungswerke sind spe-
zialisiert auf unterschiedliche Behin-
derungsarten und haben sich unter-
schiedliche Schwerpunkte gesetzt,
um je nach Schwerpunkt entspre-

chende und gezielte Unterstützungs-
leistungen anzubieten. So gibt es
Berufsbildungswerke, die vor allem
für Menschen mit Sinnesbehinde-
rungen, mit psychischen Erkrankun-
gen, mit Lernbehinderungen oder,
wie das Berufsbildungswerk (BBW)
im ICP München, für Körper- oder
Mehrfachbehinderungen speziali-
siert sind. Entsprechend unter-
schiedlich ist daher das Angebot 
der Berufsbereiche in den Berufsbil-
dungswerken. 

Ein Beispiel: Für einen Menschen
mit einer starken Körper- und Mehr-
fachbehinderung ist es sehr schwie-
rig, im Landschafts- und Gartenbau
zu arbeiten. Deshalb bietet das BBW
im ICP München in fünf Berufsfel-
dern verschiedene Berufe an, die
auf „Körper- oder Mehrfachbehinde-
rungen“ abgestimmt sind. Im Bei-
spiel des ICP München sind dies die
Bereiche Wirtschaft und Verwaltung,
Hauswirtschaft, Gastronomie, Me-
tall, Druck, aber auch Orthopädie.
Insgesamt bietet das BBW im IPC
München 154 Ausbildungsplätze an.
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Wenn eine junge Frau oder ein jun-
ger Mann zu einem BBW kommt,
wird erst einmal in einem Diagnose-
verfahren festgestellt, wo seine Eig-
nungen, seine Neigungen und seine
Fähigkeiten liegen. Dieser Diagno-
stik schließt sich die individuelle För-
der- und Integrationsplanung an, 
d. h. Themen wie Qualifizierungsbe-
darf und Ausbildungsberuf werden
bestimmt. Bei Personen, die in ihrer
Berufswahl unentschlossen sind,
gibt es die Möglichkeit der Berufs-
vorbereitung. Hier können dann im
Berufsbildungswerk die verschiede-
nen Berufsfelder getestet werden,
um letztendlich den Ausbildungsbe-
ruf zu bestimmen. Dem schließt sich
die Ausbildung an. Dabei wird gro-
ßer Wert darauf gelegt, dass die
Ausbildung an die Behinderung an-
gepasst ist. So ist stets das Ziel,
dass der Auszubildende mit seiner
Behinderung den zu erlernenden
Beruf auch für mehrere Jahre aus-
üben kann und dass eine behinder-
tengerechte Ausstattung zur Verfü-
gung steht. Natürlich ist aber eben-
falls eine entsprechende behinder-
tengerechte Ausbildungsmethodik
wichtig, damit das nötige Fachwis-
sen dem Auszubildenden auch ver-
mittelt werden kann. Aspekte, wie
eine praxis- und realitätsnahe Wis-
sensvermittlung sowie Auszubil-
dende in Produktionsaufträge und
-abläufe einzubinden, spielen an
dieser Stelle eine wichtige Rolle. 

Daneben setzen sich Berufsbil-
dungswerke dafür ein, dass die Re-
gelungen der Ausbildung den Men-
schen mit Behinderung angepasst
werden. Das kann ein speziell ent-
wickelter Ausbildungsberuf sein,
das kann ein Ausbildungsplan sein,
der an die Behinderung angepasst
ist, das kann Nachteilsausgleich bei
der Prüfung sein. 

Jedes Berufsbildungswerk koope-
riert mit einer Förderberufsschule,
stellt Wohnplätze für die Auszubil-
denden zur Verfügung, die eben
nicht im Pendelbereich beheimatet
sind und bietet begleitende Maß-
nahmen an. Begleitende Maßnah-
men sind im Beispiel ICP München
vor allem therapeutische und medi-
zinische Maßnahmen wie Sprach-
therapie, Ergotherapie, Physio-
therapie, aber auch sozialpädagogi-
sche und psychologische Maßnah-
men. Diese begleitenden Maßnah-
men unterstützen das Ziel, den jun-
gen Menschen fit für den ersten Ar-
beitsmarkt zu machen, ihn besser in
die Arbeitswelt zu integrieren und zu
einer Vermittlung in ein späteres 
festes Arbeitsverhältnis zu verhelfen. 

Das BBW im ICP München lässt sich
an seinen Leistungen messen. Das
BBW erhebt jährlich die Zahl der Ab-
brecher, die Erfolgsquote und die In-
tegrationsquote. So liegt die Abbre-
cherquote im Schnitt von vier Jah-
ren bei etwa 2%. Ein Großteil der
Abbrüche erfolgt gesundheitsbe-
dingt. Ca. 90% unserer Auszubilden-
den bestehen im ersten Anlauf ihre
Abschlussprüfung und die Integrati-
onsquote beträgt ca. 60%.  

Dabei kann eine frühzeitige Koope-
ration mit der Wirtschaft nur von
Vorteil sein, setzt aber voraus, dass
die Jugendlichen auf den Einsatz in
der Praxis vorbereitet sind und wäh-
rend des Praxisanteils auch betreut
werden. Und genau hier setzt das
Modell der verzahnten Ausbildung,
somit das Modell VAmB – Verzahnte
Ausbildung mit Berufsbildungswer-
ken, an, bei dem ein Berufsbildungs-
werk, ein Praxisbetrieb und die Be-
rufsschule fest miteinander koope-
rieren und zum Gelingen der Inte-
gration des behinderten Menschen
beitragen.
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Die METRO Group ist seit 2004 ein
fester Praxispartner im Modell
VAmB und unterstützt die verzahnte
Ausbildung seit diesem Zeitpunkt
maßgeblich. Die METRO Group ist
ein internationales Handelsunter-
nehmen, das größte hier in Deutsch-
land, und hat mittlerweile weltweit
über 2.100 Standorte in 32 Ländern.
Insgesamt arbeiten rund 290.000
Mitarbeiter aus ca. 150 verschiede-
nen Nationen im Unternehmen. Der
Jahresumsatz liegt bei rund 64 Milli-
arden Euro (Jahresabschluss 2007).
Die METRO Group ist ein DAX 30
Unternehmen. 

Die METRO Group bildet in über 25
verschiedenen Berufsbildern aus
und stellt pro Jahr rund 2.500 Aus-
zubildende ein. Bundesweit sind
rund 8.500 Auszubildende im Kon-
zern beschäftigt. Damit liegt die Aus-
bildungsquote bei 8,5% und damit
ist die METRO Group eines der füh-
renden Ausbildungsunternehmen in
Deutschland. Die Devise ist dabei,
mit dem eigenen Nachwuchs den
zukünftigen Bedarf an Fach- und
Führungskräften zu sichern.

Im Projekt VAmB symbolisiert die
METRO Group ein Großunterneh-
men, das durch sein Engagement
das Modell der verzahnten Ausbil-
dung als festen Bestandteil an Be-
rufsbildungswerken fördern möchte
und dabei auch kleineren Betrieben
die Türe für diese Art von Ausbil-
dung öffnet. Die METRO Group ist
mit ihren Konzerngesellschaften Me-
tro Cash & Carry, Real, Galeria Kauf-
hof, Dinea im Gastronomiebereich
und der MGL im Logistikbereich im
Projekt VAmB aktiv vertreten. 

Stellt sich nun die Frage: Was ist das
Projekt VAmB eigentlich? In Deutsch-
land gibt es ungefähr 138.000 junge
Menschen im Alter zwischen 18 und
25 Jahren, die eine anerkannte

Schwerbehinderung haben. Sehr
häufig gehen diese jungen Men-
schen in Berufsbildungswerke und
starten ihre Ausbildung rein im Be-
rufsbildungswerk. In ihrer Ausbil-
dung haben die Jugendlichen even-
tuell einzelne Praxisphasen, so ge-
nannte Praktika, aber ansonsten ver-
bleiben sie im Berufsbildungswerk.
Erst nach der Ausbildung setzt die
Integration, also  die Vernetzung mit
dem Praxisbetrieb ein. Mit dem
VAmB Projekt soll schon viel früher
mit der Verzahnung, demnach mit
der Integration in den Betrieb, be-
gonnen werden. Mit dem Blick auf
die genannte Zahl von Jugendlichen
stecken hier große Möglichkeiten für
die jungen Menschen, aber auch ein
großes Potential für die Wirtschaft,
gerade vor dem Hintergrund der de-
mografischen Entwicklung. 

Bei dem VAmB Projekt sprechen wir
von einem so genannten trialen Sys-
tem, weil wir auf der einen Seite das
Berufsbildungswerk und auf der an-
deren Seite den Praxisbetrieb haben
und die dritte Komponente die Be-
rufsschule ist. Das heißt, alle drei
Ausbildungsorte spielen ineinander
und im Zentrum des ganzen Han-
delns stehen die Auszubildenden,
die bestmöglich betreut, ausgebildet
und integriert werden sollen. Die
Ziele des Projektes sind, die Integra-
tion von behinderten Auszubilden-
den in Unternehmensprozesse
direkt während der Ausbildung zu
leisten, Einblicke in die betrieblichen
Abläufe zu gewähren sowie die Ver-
mittlung relevanter Fertigkeiten in
der Praxis zu ermöglichen. Durch
diese gezielte praxisnahe Ausbil-
dung soll die spätere Beschäfti-
gungsmöglichkeit und somit eine
feste Integration in die Arbeitswelt
erzielt werden, die aber über das
Projekt nicht garantiert werden
kann. Der Grundsatz besagt: Ausbil-
dung geht vor Übernahme, aber
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wenn eine Übernahme machbar ist,
dann ist diese auf jeden Fall zu ver-
folgen.

Die verzahnte Ausbildung bedeutet
insgesamt die Gewährleistung einer
qualifizierten Ausbildung. Die Aus-
zubildenden sind ein vollwertiges
Mitglied im Praxisbetrieb, so dass
sie sich im Betrieb wie Auszubil-
dende und nicht wie Praktikanten
fühlen. Somit nehmen sie auch in
Abstimmung mit dem jeweiligen
Berufsbildungswerk an betriebsin-
ternen Schulungen und Besprechun-
gen teil. Natürlich gibt es während
der Ausbildung für die Jugendlichen
auch die individuellen Unterstüt-
zungsmaßnahmen, die dann im
trialen System mit dem Berufsbil-
dungswerk, der Berufsschule und
dem Praxisbetrieb abgestimmt wer-
den. Ebenso wird auch die Einsatz-
planung im Betrieb abgesprochen
und definiert, welche Ausbildungs-
einheiten im Berufbildungswerk und
welche im Betrieb durchgeführt wer-
den. 

Seit 2004 wird die verzahnte Ausbil-
dung durchgeführt. Im ersten Schritt,
also in den Jahren 2004 und 2005,
bezog sich das Projekt VAmB nur auf
lernbehinderte Auszubildende. In
der ersten VAmB Staffel (2004) nah-
men rund 20 Auszubildende in klas-
sischen Ausbildungsberufen im
Handel wie z.B. Verkäufer/-in oder
Verkaufshelfer/-in aus der Region
NRW teil und absolvierten ihre Pra-
xisphasen ausschließlich in Betrie-
ben der METRO Group. Die Berufs-
bildungswerke haben natürlich erst-
mal gedacht: Was macht denn der
Betrieb mit unseren Auszubilden-
den? Wie funktioniert das denn?,
oder: Wir sehen unsere Auszubil-
denden nicht mehr jeden Tag! Die
Ausbilder/-innen in den METRO
Group-Standorten hatten natürlich
auch ihre Bedenken wie: Lernbehin-

derte Auszubildende, können die
denn die Aufgaben in der Praxis um-
setzen? Wie geht man denn mit die-
sen Jugendlichen um?, oder: Haben
wir denn auch Unterstützung durch
das Berufsbildungswerk? Doch durch
die positiven Erfahrungen konnten
diese Bedenken schnell beseitigt
werden und so wurden bereits 2005
mit der zweiten Staffel neben den
klassischen Handelsberufen auch
Berufe im Bereich Gastronomie an-
geboten. Auch die Projektregion
wurde erweitert, neben NRW kamen
auch Bremen und der Südwesten
der Bundesrepublik hinzu. 

Um Bedenken auszuräumen stand
am Anfang der ersten beiden Staf-
feln auch ein so genannter Kennen-
lern-Tag bzw. ein Auswahltag. Hier
durchliefen die Auszubildenden ein-
zelne Übungen, so dass sich die ein-
zelnen Ausbilder und Marktleiter ein
eigenes Bild über die VAmB-Kandi-
daten machen konnten. Ab der Staf-
fel drei, also beginnend im Herbst
2006, gab es diesen ersten Tag nicht
mehr, da nun das Prinzip der ver-
zahnten Ausbildung bekannt war
und die Ausbilder/-innen nun Erfah-
rungswerte im Umgang mit den be-
hinderten jungen Menschen hatten.
Somit wurde bei neuen Teilnehmern
individuell vor Ort ein Vorstellungs-
gespräch durchgeführt.

Seit 2006 wurden dann auch Ju-
gendliche mit anderen Behinde-
rungsarten berücksichtigt, so dass
es heute keine Begrenzung mehr
gibt. 2006 wurde aber auch das Port-
folio erweitert: Neben den bekann-
ten Berufsbildern kam nun auch der
Berufsbereich der Logistik hinzu.
Ferner wurde auch die Region Berlin
einbezogen, so dass in der dritten
Staffel rund 50 Auszubildende star-
teten. Mit der vierten und fünften
Staffel im Jahr 2007 wurde das Pro-
jekt VAmB dann auf das gesamte
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Bundesgebiet ausgeweitet, so dass
ab diesem Zeitpunkt 32 Berufsbil-
dungswerke am Projekt teilnahmen.
Es wurde aber nicht nur auf der
Seite der Berufsbildungswerke aus-
geweitet, sondern auch neue Be-
triebe wurden involviert, u.a. die

EDEKA Südwest sowie viele kleine
und mittelständische Unternehmen,
und diese nicht nur aus dem Han-
delsbereich, der Gastronomie oder
der Logistik, sondern auch aus den
Bereichen Hauswirtschaft und Gar-
ten- und Landschaftsbau. Heute sind
mittlerweile rund 200 Auszubilden-
de in über 45 Berufsbildern aus über
35 Berufsbildungswerken im VAmB-
Projekt integriert. 

Um einen Qualitätsstandard im Pro-
jekt VAmB zu gewährleisten, wurden
verschiedene Instrumente, die so
genannten Standardisierungsunter-
lagen, entwickelt, die wir Ihnen nun
kurz vorstellen möchten. Mit diesen
Unterlagen werden die Rahmenbe-
dingungen für die verzahnte Ausbil-
dung geregelt. 

• Der Kooperationsvertrag: Diese In-
strumente sind einmal der „Koope-
rationsvertrag“, wo die Zusammen-
arbeit zwischen dem Berufsbildungs-
werk, dem Praxisbetrieb und dem
VAmB-Auszubildenden geregelt
wird. 

In diesem Vertrag wird auch festge-
halten, dass der Auszubildende Aus-
zubildender des Berufsbildungs-
werks bleibt. Daher muss der Praxis-
betrieb keine Personalkosten über-
nehmen, kann aber mittels des
Kooperationsvertrages eine dop-
pelte Anrechnung auf die betriebli-
che Schwerbehindertenquote
erzielen. 

• Die Teilnehmerkriterien: Zum an-
deren gibt es die Unterlage der „Teil-
nehmerkriterien“, in der Eigenschaf-
ten und Kompetenzen festgehalten
werden, welche die VAmB-Auszubil-
denden mitbringen müssen, um am
Projekt teilzunehmen.

• Der gemeinsame Ausbildungsplan:
Im „gemeinsamen Ausbildungs-
plan“ wird zeitlich definiert, welche
Ausbildungsinhalte an welchem
Lernort vermittelt werden, also im
Betrieb, am Berufsbildungswerk
oder in der Berufsschule. Damit wer-
den auch die Verantwortungen für
die Vermittlung der jeweiligen Fertig-
keiten und Kenntnisse festgehalten. 

• Eckpunkte der Verzahnung: Im Do-
kument „Eckpunkte der Verzahnung“
wird konkret die Zusammenarbeit
im VAmB-Projekt geregelt, u.a. auch
der Umfang der Unterstützung sei-
tens der betrieblichen und der BBW-
Ausbilder/-innen.

• Das Besuchsprotokoll: Zusätzlich
gibt es ein einheitliches Besuchspro-
tokoll, das bei den regelmäßigen
Besuchen des VAmB-Azubis durch
den BBW-Ausbilder im Praxisbetrieb
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ausgefüllt wird und kurz die Ergeb-
nisse sowie den aktuellen Stand der
Förderplanung festhält.

• Der Gesprächsleitfaden: Zum Ende
der Ausbildung kommt dann der
„Gesprächsleitfaden“ zum Einsatz,
mit dem u.a. eine Einstufung der
Kernkompetenzen im jeweiligen Be-
rufsbild sowie eine Vermittlungsaus-
sage vorgenommen wird. Bei der
Vermittlungsaussage wird insbeson-
dere festgehalten, ob im Praxisbe-
trieb eine Übernahme in ein festes
Arbeitsverhältnisses realisiert wer-
den kann oder ob der Jugendliche
sich auf dem freien Arbeitsmarkt
eine Anstellung suchen muss. Durch
die Kernkompetenzbewertung erhal-
ten andere Betriebe über den Praxis-
betrieb eine verlässliche Einschät-
zung über die Leistung und das
Knowhow des Jugendlichen. Das er-
leichtert damit häufig die Vermitt-
lung in einen anderen Betrieb.

• Das Ausbildungszeugnis: Nach der
Ausbildung erhalten die VAmB-Aus-
zubildenden vom Praxisbetrieb ein
aussagefähiges Ausbildungszeug-
nis, in dem auch für andere Betriebe
deutlich wird, dass der Jugendliche
seine Ausbildung nicht nur im Be-
rufsbildungswerk, sondern auch
praxisnah in einem Betrieb absol-
viert hat.

Die VAmB-Auszubildenen sollen
während ihrer verzahnten Ausbil-
dung neben dem Erlernen der ei-
gentlichen Ausbildungsinhalte auch
Spaß bei der Ausbildung haben. 
So nehmen alle Auszubildende an 
einem Event, dem so genannten
VAmB-Tag, teil. Bei diesen VAmB-
Tag stehen die Auszubildenden im
Mittelpunkt. Der Inhalt dieses Event-
tages sind Informationen zum Pro-
jekt, um das Bewusstsein zu schär-
fen, dass die VAmB-Auszubildenden
eine besondere Art von Ausbildung

durchlaufen und sie damit auch eine
riesig große Chance für ihre Zukunft
haben. Daneben soll auch die Netz-
werkbildung und der Austausch un-
tereinander, aber auch zu den
betrieblichen wie auch BBW-Ausbil-
dern, gefördert werden. Hauptau-
genmerk des VAmB-Tages liegt aber
insbesondere auf der aktiven Beteili-
gung der Auszubildenden frei nach
dem Motto: „Wir wollen nicht nur
vortragen, sondern die Auszubilden-
den sollen aktiv diesen Tag erleben“.
Natürlich gehört auch zu den Zielen,
die Auszubildenden in ihrer verzahn-
ten Ausbildung noch stärker zu mo-
tivieren.

Somit werden am VAmB-Tag kleine
Workshops gebildet, bei denen die
Auszubildenden selber zu einem be-
stimmten Thema Dinge erarbeiten.
So stand der VAmB-Tag im Jahr
2008 ganz im Zeichen des Themas
„Erdbeershake“. Die Auszubildenden
haben sich nach ihrer Berufsgruppe
in einer Workshopgruppe zusam-
mengeschlossen und dann die ent-
sprechende Aufgabenstellung bear-
beitet. 

Folgende Aufgabenstellungen wur-
den bearbeitet: 

Gruppe Verkaufsberufe: Wie kann
man einen Erdbeershake vermark-
ten? 

Gruppe Garten- und Landschafts-
bauer: Wie pflege ich Erdbeerpflan-
zen, damit man aus den Erdbeeren
einen Erdbeershake herstellen
kann?

Gruppe Hauswirtschaft: Wie deko-
riert man einen Tisch, wo man einen
Shake genießen kann? 

Gruppe Logistik: Wie werden die Zu-
taten für den Erdbeershake trans-
portiert (vom Feld bis zum Handel)?
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Gruppe Gastronomie: Wie stellt man
einen Erdbeershake her? Und natür-
lich wurde durch die Gruppe Gastro-
nomie auch der Shake hergestellt,
so dass alle nach getaner Arbeit den
Shake auch genießen konnten.

Durch die Einbindung verschiedener
Workshopeinheiten zum gleichen
Hauptthema konnte man sehr schön
darstellen, dass die einzelnen Grup-
pen berufsspezifisch und dennoch
alle am gleichen Thema und an einem
gemeinsamen Ziel gearbeitet haben.
So konnten die Auszubildenden ihr
berufsspezifisches Knowhow für die
Ausbildung erweitern, hatten aber
auf der anderen Seite auch Erlebnisse
bei einem Gemeinschaftsevent und
konnten somit auch den verzahnten
Ansatz in der Workshoparbeit erle-
ben. 

Ein weiterer wichtiger Punkt im Pro-
jekt VAmB ist das klare Benennen
der Erwartungen. So haben die teil-
nehmenden Betriebe vor Kooperati-
onsbeginn eine Transparenz geschaf-
fen, was von den Jugendlichen von
betrieblicher Seite erwartet wird.
Hier geht es u.a. um Einhaltung von
Regeln und Vereinbarungen, ehrli-
ches und respektvolles Umgehen
mit- und untereinander, pünktliches
Erscheinen und vorherige Info, wenn
das Erscheinen im Betrieb mal nicht
möglich ist, z.B. bei Krankheit, sowie
um gewissenhaftes Erledigen über-
tragener Aufgaben und Nachfrage
bei Unklarheiten. Ferner geht es
aber auch z.B. um ein sauberes und
ordentliches Erscheinungsbild, um
einen freundlichen und hilfsbereiten
Umgang sowie um eine bereitwil-
lige Übernahme von Aufgaben im
Rahmen der Ausbildung.

Das Projekt VAmB läuft nun seit dem
Jahr 2004. Wie sieht denn der Erfolg
in Bezug auf die gesetzten Ziele aus?
Die ursprüngliche Intention war und

ist letztendlich eine höhere Integrati-
onsquote zu erreichen. Durch die
wissenschaftliche Begleitung der
Universität Hamburg wurden hierzu
spezielle Untersuchun- gen vorge-
nommen. So konnte bereits bei den
ersten beiden Staffeln festgestellt
werden, dass bei den Auszubilden-
den, die verzahnt ausgebildet wur-
den, im Vergleich zu
Auszubildenden, die rein im Berufs-
bildungswerk ihre Ausbildung ab-
solvierten, eine bedeutend höhere
Vermittlungsquote (ca. 40%) in ein
festes Arbeitsverhältnisses vorlag.
Dies bedeutet aber nicht zwangsläu-
fig, dass die Auszubildenden in ih-
rem Ausbildungsbetrieb übernom-
men wurden.

In der langfristigeren Betrachtung
stieg diese Integrationsquote sogar
noch an. Ein weiterer positiver Ne-
beneffekt war, dass es für die ehe-
maligen VAmB-Azubis viel einfacher
war, auf dem freien Arbeitsmarkt
eine Festanstellung zu finden als für
die reinen BBW-Auszubildenden.
Ferner konnte auch verzeichnet wer-
den, dass die Jugendlichen der ver-
zahnten Ausbildung meist auch in
ihrem erlernten Beruf eine Anstel-
lung fanden und nicht auf Alternati-
ven zurückgreifen mussten.

An dieser Stelle möchten wir mit fol-
gendem Beispiel diese positive Ent-
wicklung unterstreichen:

Da kommt ein junger Mensch aus
der Förderschule und startet zualler-
erst mit einer Berufsvorbereitung
und geht danach in ein Berufsbil-
dungswerk. Dort startet er eine Aus-
bildung und erhält nun die Chance,
diese verzahnt durchzuführen, z.B.
mit einem Betrieb der METRO
Group. Durch diese Verzahnung mit
der Wirtschaft fühlt sich dieser Ju-
gendliche nicht mehr als reiner
BBW-Auszubildender,  sondern auch
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als Auszubildender eines Betriebes.
Und dies hat einen wahnsinnigen
Entwicklungsschub zur Folge - das
Selbstbewusstsein steigert sich und
manchmal ändert sich sogar das Ver-
halten des jungen Menschen. Am
Berufsbildungswerk stellt man sich
vielleicht die Frage, wie man einem
jungen Menschen so etwas wie
Pünktlichkeit vermitteln soll, doch
im Betrieb ist das kein Thema mehr,
da sich der Jugendliche auf seine
Umwelt einstellt und sein Verhalten
den betrieblichen Rahmenbedingun-
gen anpasst, weil er sich als Mitar-
beiter und somit als Teil des Betrie-
bes sieht. 

Diese Entwicklung hat auch eine Ver-
änderung in der Selbstwahrneh-
mung zur Folge, was sicherlich ein
wesentlicher Grund dafür ist, dass
der Jugendliche später auch bessere
Chancen hat, einen festen Arbeits-
platz zu finden. Begleitet wird dies
mit Sicherheit auch durch das be-
triebliche Ausbildungszeugnis, das
in der Wirtschaft bestimmt auch eine
andere Aussagekraft hat als ein Zeug-
nis aus dem Berufsbildungswerk.

Eine weitere Annahme des Projekts
war, dass mit den betrieblichen Aus-
bildungsphasen eine bessere Wis-
sensvermittlung in dem erlernten
Berufsfeld stattfindet. Hier zeigen
die Ergebnisse, dass in der Praxis
zum Teil eine bessere Wissensver-
mittlung gegeben ist, weil die Ein-
bindung in die realen praktischen
Abläufe im Betrieb größer sein kann
als im Berufsbildungswerk. Bei der
Vermittlung der theoretischen In-
halte muss oft das Berufsbildungs-
werk noch mal zusätzlich einwirken,
z.B. in Form von Prüfungsvorberei-
tung oder Förderunterricht oder zu-
sätzlichen Unterweisungen.

Der Wunsch ist, dass man hier je
nach dem, welche Stärken der ein-

zelne Auszubildende mitbringt, ganz
individuell reagieren kann. Das kann
auch bedeuten, dass er im BBW und
in der verzahnten Ausbildung Ver-
käufer gelernt hat und nun seine
Ausbildung zum Einzelhandelskauf-
mann nicht im BBW, sondern dann
eben im Betrieb fortsetzen kann.
Und das hat auch wieder etwas mit
dem Arbeitsverhalten zu tun, das
man im Rahmen der verzahnten
Ausbildung erlernt. 

Die Untersuchungen haben gezeigt,
dass die Arbeitsverhältnisse an-
schließend auch stabiler sind, also
nicht mehr so leicht abgebrochen
werden. Es geht ja nicht nur darum,
dass man einen Arbeitsplatz be-
kommt, sondern darum, dass man
ihn auch über eine längere Zeit be-
hält.

Ja, und zum Teil entsteht bei den
Teilnehmern eine höhere Motiva-
tion, in qualitativ bessere Arbeitsver-
hältnisse zu wechseln.

Aber nicht nur die Jugendlichen pro-
fitieren von der verzahnten Ausbil-
dung, sondern auch die Praxisbe-
triebe. Das Projekt VAmB hat bei vie-
len Mitarbeitern einen selbstver-
ständlichen Umgang mit behinder-
ten Menschen erzeugt. Wo am Pro-
jektanfang noch viele Fragestellun-
gen und eventuelle Probleme gese-
hen wurden, hat man heute z.B.
ganz neue Herangehensweisen bei
der Vermittlung von Ausbildungsin-
halten gefunden, die sich nicht nur
bei den VAmB-Auszubildenden wi-
derspiegeln. Aber auch die Gestal-
tungen im Markt wurden plötzlich
unter ganz anderen Gesichtspunkten
gesehen und man hat sich an der ei-
nen oder anderen Stelle die Frage
gestellt, ob sie barrierefrei ist. Und
natürlich fördert eine solche Projekt-
teilnahme auch das positive Image.
Das Schöne bei diesem Imagefaktor
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ist, dass man gemeinsam, also Be-
triebe und Berufsbildungswerke,
dieses positive Image verzeichnen
und weiter fördern und nicht nur
eine Seite davon profitiert. 

Zum Schluss möchten wir noch ei-
nen Wunsch formulieren. Und zwar
wünschen wir uns, dass für jeden
einzelnen Menschen entsprechend
seiner individuellen Stärken und Fä-
higkeiten das für ihn geeignete Aus-
bildungsmodell angewandt werden
kann. Das kann für den einen bedeu-
ten, dass er in das Berufsbildungs-
werk kommt und bereits nach vier
Wochen das erste Mal in einem Be-
trieb mitarbeitet; das kann für einen
anderen bedeuten, dass er erst ein
Jahr im Berufsbildungswerk ver-
bleibt, dann noch ein Praktikum ab-
solviert, bevor er dann mit der ver-
zahnten Ausbildung starten kann. 

Für einen dritten kann es bedeuten,
er kommt in das Berufsbildungs-
werk, geht in die verzahnte Ausbil-
dung, aber es klappt nicht, er braucht
noch einmal die Hilfe des Berufsbil-
dungswerks oder er wird krank und
es muss unterbrochen werden, man
muss die Ausbildungszeit verlän-
gern oder plötzlich eine Teilzeitaus-
bildung daraus machen, weil es
einfach aus gesundheitlichen Grün-
den nicht mehr anders geht.

Es ist ein großer Wunsch und eine
Idealvorstellung, für jeden einzel-
nen, entsprechend seiner individuel-
len Möglichkeiten und seiner indi-
viduellen Stärken die richtige Aus-
bildungsform zu finden, doch wir
sollten immer den Jugendlichen im
Fokus haben und ihm den Weg an-
bieten, der für ihn der beste und er-
folgreichste ist. 

Und das geht nur, wenn alle an ei-
nem Strang ziehen. Dazu gehören
die Hauptpersonen, das sind die

Auszubildenden, sie müssen auch
wollen und offen sein. Dazu gehö-
ren Betriebe, wie zum Beispiel die
METRO Group, und dazu gehören
die Berufsbildungswerke, die sich
für die Wirtschaft öffnen und auf die
Erwartungen der Betriebe reagieren,
ihre Jugendlichen daraufhin qualifi-
zieren und für die Betriebe als ver-
lässliche Ansprechpartner da sein
müssen. Nur so kann eine echte Ver-
zahnung in der Ausbildung zum Er-
folg führen. 

Ferner sind an dieser Stelle auch die
Leistungsträger gefordert, die den
finanziellen Rahmen zur Verfügung
stellen müssen, damit solche Ausbil-
dungsformen realisiert werden kön-
nen. Dazu gehören aber auch die
Kammern, die unbürokratisch ver-
schiedene Ausbildungsformen er-
möglichen sowie die Berufsschulen,
die ihre Unterrichtseinheiten auf
diese neuen Ausbildungsformen ab-
stimmen müssen. Nur gemeinsam
können diese Ziele erfüllt und jedem
einzelnen Jugendlichen eine ent-
sprechende berufliche Zukunftsper-
spektive ermöglicht werden.

Weitere Informationen zur verzahn-
ten Ausbildung finden Sie unter
www.vamb-projekt.de.
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Christian Müller, Stadtrat, SPD
Anke Wittmann, Bezirksausschuss 
Hadern, Bündnis 90/Die Grünen
Berndt Hirsch, Bezirksausschuss 
Bogenhausen, FDP
Dagmar Henn, Stadträtin, Die LINKE
Sabina Schnick, Behindertenbeirat
Ulrich Hellmann, Bundesvereini-
gung Lebenshilfe
Moderation: 
Oswald Utz, Behindertenbeauftragter

Ulrich Hellmann

Bundesvereinigung Lebenshilfe

Ich möchte auf die laufende Gesetz-
gebung eingehen und beschreiben,
wie sich momentan das Recht auf
Teilhabe am Arbeitsleben entwickelt.

Wir haben heute schon gehört, was
für ein breites Spektrum an Möglich-
keiten und Feldern Teilhabe am Ar-
beitsleben ausmacht und es ist in
der Tat ständig in Bewegung, auch
im Rahmen der derzeitigen und
wohl auch künftigen Gesetzgebung.

Auf den grundsätzlichen Ansatz in
der Politik für behinderte Menschen,
wegzukommen von dem Fürsorge-
denken, von dem Versorgen, hin zu
einer vollkommenen gleichberech-

tigten „Inklusion“ behinderter Men-
schen in die Gesellschaft hat Herr
Ciolek in seinem Vortrag ganz kurz
hingewiesen. Er hat den Artikel 27
der UN-Behindertenrechtskonven-
tion erwähnt und ich möchte dazu
einige Sätze ergänzen. Denn nach
unserer Auffassung ist das ein Vor-
haben und ein Rechtsinstrument, 
welches für uns in der nächsten Zu-
kunft ganz erhebliche Auswirkungen
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haben wird und hoffentlich auch ei-
nen Schub in diese genannte Rich-
tung in der Entwicklung der Politik
für behinderte Menschen in
Deutschland bringen wird. Die Bun-
desregierung hat am 1. Oktober ein
Gesetz zur Ratifizierung dieser UN-
Konvention vorgelegt, das derzeit
im deutschen Bundestag in der Be-
ratung ist. Die UN-Konvention ist ein
internationaler, völkerrechtlicher Ver-
trag, der, wenn er von den jeweili-
gen Mitgliedstaaten der UNO ratifi-
ziert wird, für diese bindendes Recht
darstellt. Wenn Deutschland noch in
diesem Jahr, so hat es die Bundes-
regierung angekündigt, die UN-Kon-
vention ratifiziert, dann werden wir
alle, auf allen Ebenen der Gesell-
schaft, Kommune, Land, Bund, Ver-
bände für behinderte Menschen, gut
daran tun, uns damit intensiv zu be-
fassen und zu versuchen, auf dieser
Basis entsprechende Rechte von Ge-
setzgebung, Politik und auch bei der
Ausführung der Gesetze auf Behör-
denebene, auf Landes-, Bezirks- und
Bundesebene, einzufordern. Diese
Konvention kann man mit Fug und
Recht als ein geradezu revolutionä-
res oder visionäres Gesetzeswerk
bezeichnen.

Als roter Faden zieht sich durch
diese Konvention das Anliegen der
vollen, gleichberechtigten Teilhabe
behinderter Menschen in allen Ebe-
nen der Gesellschaft, in allen Berei-
chen. Herr Ciolek erwähnte den
Artikel 27, eine sehr lange Bestim-
mung, die ausdrücklich von dem Ge-
danken ausgeht, jeder Mensch solle
die Möglichkeit haben seinen Le-
bensunterhalt zu verdienen durch
eine frei gewählte Tätigkeit, mög-
lichst im allgemeinen Arbeitsmarkt.
Das setzt sich fort in dem Artikel 24
dieser Konvention, der überschrie-
ben ist mit „Inklusive Bildung“. Da
wird im Konkreten ausgeführt, dass
jedes Kind grundsätzlich das Recht

haben soll, gemeinsam mit anderen
in der Grundschule zu lernen und
den Schulbesuch zu absolvieren.

Interessantes Detail in diesem Zu-
sammenhang ist, dass die deut-
schen Bundesländer bei der Erstel-
lung der offiziellen Übersetzung in
die deutsche Sprache verhindert ha-
ben, dass dieser Artikel, der im eng-
lischen Originaltext „inclusive edu-
cation“ heißt, mit „Inklusive Bil-
dung“ übersetzt wird. Er trägt statt-
dessen in der deutschen Fassung
den Titel „Integrative Bildung“, was
etwas anderes ist. Es geht weiter
zum Beispiel mit Artikel 19, demzu-
folge jeder Mensch das Recht haben
muss, frei zu wohnen, wo er möchte,
und nicht gezwungen werden kann,
in einer institutionellen Wohnform
zu leben. Sie sehen an diesen weni-
gen Beispielen: Dieses Vertragswerk
schaut wirklich in die Zukunft und
Deutschland ist kurz davor, dieses
Werk zu ratifizieren. Damit verpflich-
tet sich dann auch unser Land, die-
ses Rechtswerk der UN-Konvention
als Leitbild für künftige Gesetzge-
bung und das Handeln danach zu
akzeptieren.

Es enttäuscht allerdings schon sehr,
dass das Bundeskabinett am 1. Ok-
tober diesen Gesetzentwurf zur Rati-
fikation beschlossen und gleichzeitig
protokollarisch festgestellt hat, das
deutsche Recht sei mit den Bestim-
mungen und Visionen dieser Kon-
vention konform. Das ist natürlich
geradezu ein Witz, wenn man, wie
wir auch heute, über die Praxis, über
den Entwicklungsbedarf, gerade im
Bereich Teilhabe am Arbeitsleben,
diskutiert. Deutschland muss in zwei
Jahren einen Bericht an eine Kon-
trollkommission der UN erstatten,
wie es mit der Umsetzung dieser
Rechte aus der Konvention in
Deutschland aussieht und gemein-
sam mit anderen Verbänden behin-
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derter Menschen überlegen wir
schon jetzt, ob wir einen so genann-
ten Schattenbericht entwickeln, in
dem wir aus der Sicht behinderter
Menschen versuchen, entsprechen-
den Entwicklungsbedarf geltend zu
machen und beim Gesetzgeber ein-
zufordern. 

Gerade beschlossen worden ist, und
damit kommen wir dann weiter zum
Gebiet Entwicklung der Teilhabe am
Arbeitsleben, ein so genanntes Ge-
setz zur Einführung unterstützter Be-
schäftigung. Also sehr einschlägig
gerade für unser Thema heute. Die-
ses Gesetzgebungsverfahren haben
wir als Verbände sehr intensiv be-
gleiten können in Form von Anhö-
rungen usw. Ich kann vielleicht ganz
kurz skizzieren, was dieses Gesetz
für den Bereich, über den wir heute
sprechen, bringen wird. 

Es wird durch eine neue Vorschrift 
§ 38a im SGB IX eine Maßnahme der
unterstützten Beschäftigung einge-
führt, die zum einen eine berufliche
Qualifizierung beinhalten soll, quali-
tativ gleichwertig zu dem, was auch
im Berufsbildungsbereich einer Werk-
statt zum Bildungskonzept gehört,
also inklusive der Vermittlung ent-
sprechender Schlüsselqualifikatio-
nen und sonstiger Fertigkeiten. Die
Maßnahme findet aber auf einem
Arbeitsplatz in einem Betrieb des
allgemeinen Arbeitsmarkts statt. 

Der Arbeitsplatz muss natürlich ge-
sucht und gefunden werden, und
diese unterstützte Beschäftigung
soll von Maßnahmeträgern erbracht
und geleitet werden. Das können In-
tegrationsfachdienste sein, es könn-
ten aber auch Werkstätten für behin-
derte Menschen sein, die sich in die-
sem Feld engagieren wollen. Letzt-
lich werden diese Leistungsanbieter
durch Ausschreibung und durch Be-
auftragung von den Arbeitsagentu-

ren ausgewählt werden. Diese Maß-
nahme der unterstützten Beschäfti-
gung, also der Qualifizierung im
Betrieb, in der Regel in Kostenträ-
gerschaft der Arbeitsagentur, soll
zwei Jahre dauern, in Ausnahmefäl-
len wird sie drei Jahre dauern kön-
nen, wenn die Erwartung besteht,
dass danach ein reguläres, versiche-
rungspflichtiges Arbeitsverhältnis
zustande kommt.

Der Gesetzesentwurf geht davon
aus, dass diese Maßnahme sich an
eine Zielgruppe im so genannten
„Grenzbereich der Werkstattbedürf-
tigkeit“ richtet. In der Gesetzesbe-
gründung steht, es wird erwartet,
dass nach dieser zweijährigen Einar-
beitung die unterstützte Person ei-
nen regulären Arbeitsvertrag ab-
schließen können wird und dann
keiner weiteren Unterstützung mehr
bedürfen soll.

Wir vertreten einen ganzheitlicheren
Ansatz für eine Option behinderter
Menschen, in eine Beschäftigung
auf dem allgemeinem Arbeitsmarkt
wechseln zu können. Deshalb haben
wir diesen doch sehr eng begrenz-
ten Ansatz des Gesetzgebers kriti-
siert. Wir stellen uns unter einem
Konzept unterstützter Beschäftigung
vor, dass auch dem Personenkreis,
der die Voraussetzungen von § 136
SGB IX erfüllt, also nicht oder noch
nicht wieder für den allgemeinen Ar-
beitsmarkt in Betracht kommt, näm-
lich Menschen, die in Werkstätten
arbeiten, die Möglichkeit eröffnet
werden sollte, in den allgemeinen
Arbeitsmarkt zu wechseln und die
entsprechende Unterstützung zu be-
kommen. Diese Erwartung erfüllt
dieser Gesetzentwurf leider nicht. Es
gibt allerdings eine weitere Bestim-
mung im Entwurf des § 38a SGB IX,
die den Anspruch auf eine so ge-
nannte Berufsbegleitung durch das
Integrationsamt enthält. Diese
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könnte auch für Menschen in Be-
tracht kommen, die aus der WfbM
auf den allgemeinen Arbeitsmarkt
wechseln. Wie sich das in der Praxis
entwickeln wird, müssen wir abwar-
ten. Die Integrationsämter selbst ha-
ben in Berlin bei den Anhörungen
des Arbeits- und Sozialausschusses
ganz deutlich darauf hingewiesen,
dass sie solche Unterstützungslei-
stungen aus der Ausgleichsabgabe
finanzieren müssen werden, und es
ist bekannt, dass die Mittel aus der
Ausgleichsabgabe für die Integrati-
onsämter äußerst begrenzt sind. In
einigen Bundesländern können nicht
mal mehr neue Integrationsprojekte
bewilligt werden, weil dort kein
Geld vorhanden ist. Man wird also
abwarten müssen, in welcher Form
und in welchem Umfang dieses Ge-
setz echte Fortschritte bringen wird. 

Oswald Utz, 

Behindertenbeauftragter

Herr Müller: Was könnten Sie sich
denn vorstellen, was Sie als Stadtrat
tun können um Arbeitgeberinnen
und Arbeitgebern hier in München
das Thema schmackhaft zu machen,
damit sie das Wagnis eingehen, ei-
nen Menschen mit Behinderung zu
beschäftigen?

Christian Müller, Stadtrat, SPD

Ich denke, man darf auf der einen
Seite die Möglichkeiten der Stadt,
auf private Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgeber zuzugehen, nicht über-
schätzen. 

Wir sind Teil der ARGE für Beschäfti-
gung, das ist klar, aber wir sind nicht
die Arbeitsagentur, die zunächst ein-
mal für die Arbeitsvermittlung zu-
ständig ist.

Und nach wie vor stellt man fest,
dass gerade in wirtschaftlich schwie-
rigen Zeiten, die uns jetzt wieder dro-
hen, erst einmal gedacht wird: Wie
kann ich möglichst kostengünstig in
meinem Betrieb sein? Und das sind
nun mal, zumindest nach landläufi-
ger Meinung, nichtbehinderte Men-
schen. Deswegen ist ja nach wie vor
einer der wesentlichen städtischen
Wege, viel, viel Geld in die Hand zu
nehmen um es Menschen mit Be-
schäftigungshemmnissen, das sind
ja nicht nur behinderte Menschen,
zu ermöglichen arbeiten zu können.
Das ist der Teil, den die Kommune
leisten kann und den sie mit Sicher-
heit auch weiter leisten wird, unbe-
schadet aller Zuständigkeitsverän-
derungen, die in der letzten Zeit
auch in Bayern stattgefunden ha-
ben.

Zur Einwirkung auf private Arbeitge-
ber: Da, muss ich ehrlich sagen, wird
es immer nur ein gemeinsames Wir-
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ken der verschiedenen Institutionen
und Organisationen sein können,
um zu überzeugen, dass es viele Be-
reiche gibt, in denen auch behin-
derte oder eingeschränkt arbeitsfä-
hige Menschen tätig sein können. Es
wird mit Sicherheit auch noch Felder
geben, wo wir bei der Stadt schauen
können, wo das eine oder andere
möglich ist. Wie Sie wissen, haben
wir für die städtischen Beschäftigten
eine Integrationsvereinbarung, dar-
über hinaus bin ich im Moment eher
etwas zurückhaltend. 

Oswald Utz

Herr Hirsch, die FDP ist ja auch dafür
bekannt, Vertreterin des Mittelstands,
also derjenigen Leute zu sein, die et-
was mehr Geld haben, und ist viel-
leicht auch näher an Betrieben dran.
Können Sie sich denn vorstellen als
Mitglied der FDP an Arbeitgeber her-
anzutreten, an Verbände heranzutre-
ten, damit diese neue Möglichkeiten
wahrnehmen und neue Wagnisse
eingehen?

Berndt Hirsch, Bezirksausschuss 
Bogenhausen, FDP

Das kann ich mir durchaus vorstel-
len. Ich möchte zunächst mal sagen,
wenn ich gewusst hätte, dass die
Präsentation hier draußen so aus-
sieht, dass ausschließlich oder so
gut wie ausschließlich nur der zweite
Arbeitsmarkt an den Infoständen

vertreten ist, dann hätte ich dafür
gesorgt, dass das nicht so ist. Aber
das war mir gar nicht bekannt, ich
war ja in der Organisation auch
nicht eingeschaltet.

Es ist in der Tat so, ich bin Vorstands-
mitglied des Bundes der Selbständi-
gen, der alleine hier in München
1.200 Unternehmen vertritt. Diese
Unternehmen sind mittelständische
Unternehmen und haben im Durch-
schnitt 18 Beschäftigte. Herr Hell-
mann hat den Paradigmenwechsel
erwähnt, und in der Tat, es ist zu be-
obachten, dass man Behinderten
heute anders gegenübertritt als
noch vor 15 Jahren beispielsweise.
Sie sind willkommen, wenn sie ei-
nen vernünftigen Beitrag leisten
können. Denn es ist durchaus so,
dass Behinderte teilhaben wollen
am Arbeitsleben und sie auch froh
sind, wenn sie teilhaben können, 
gerade weil sie behindert sind.
Wichtig ist, dass man auch zu den
mittleren und kleinen Mittelständ-
lern, da, wo heute in Deutschland
die Arbeitsplätze bestehen und auch
weiter geschaffen werden – nicht bei
den großen Unternehmen –, in Kon-
takt tritt und ihnen auch unter Um-
ständen Ängste und Vorbehalte
nimmt. 

Ich würde mir allerdings auch wün-
schen, dass man über das Schwer-
behindertengesetz noch mal nach-
denkt. Auf der einen Seite ist es
ganz klar, dass ein zusätzlicher
Schutz vorhanden sein muss. Aber
vielleicht wäre es möglich, die Pro-
bezeit zu verlängern, ich denke, ein
halbes Jahr oder dreiviertel Jahr,
damit auf diese Weise die Mittel-
ständler eher Mut schöpfen können.
Denn eines muss man sich natürlich
klar machen: In einem kleinen Be-
trieb ist ein längerer Ausfall eines
Mitarbeiters, ob er jetzt behindert 
ist oder nicht, immer ein Problem.
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Die Arbeit muss gemacht werden;
kein Mittelständler kann sich heute
leisten die Arbeit liegen zu lassen,
dafür ist die Konkurrenz viel zu hart.

Um diese Ängste den kleinen und
mittleren Unternehmern zu nehmen,
müsste man etwas tun. Ich bin be-
reit, zusammen mit dem Gewerbe-
verband und mit Ihnen, Herr Utz, im
Laufe des nächsten Jahres einmal
eine Veranstaltung auf die Beine zu
stellen, zu der hauptsächlich kleine
und mittlere Mittelständler eingela-
den werden.

Außerdem könnte man einmal in
die Öffentlichkeit bringen, dass es
auch DAX-Unternehmen gibt, das
heißt große Firmen, in denen durch-
aus Behinderte beschäftigt werden.
Die wären auch bereit, einen kleinen
Infostand mit einem Angestellten
abzustellen und bei einer solchen
Veranstaltung für ein paar Stunden
mitzuwirken um zu zeigen, dass in-
zwischen auch in größeren Unter-
nehmen Behinderte eingestellt
werden.

Oswald Utz

Vielen Dank, das hört sich ja schon
ganz gut an. Herr Müller bietet an,
auf städtischer Ebene noch einmal
hinzuschauen; Sie sagen, Sie haben
andere Kontakte und sind bereit, zu
unterstützen. Frau Schnick, was sa-
gen Sie dazu, das hört sich gut an,
oder?

Sabina Schnick, Behindertenbeirat

Zunächst zu Ihnen, Herr Hirsch. Die-
ser kleine Informationsmarkt ist ent-
standen aus dem Facharbeitskreis
Arbeit, den wir vor eineinhalb Jah-
ren im Rahmen des Behindertenbei-
rats der Stadt München wieder ins
Leben gerufen haben. In diesem Ar-
beitskreis arbeiten Betroffene, An-
bieter, Kostenträger und Entscheider
mit. Wir haben beide Kammern mehr-
fach eingeladen und gebeten, uns
Personen zu nennen, die in diesem
Facharbeitskreis mitarbeiten. Die
Kammern haben die Mitarbeit abge-
lehnt, deswegen sind sie nicht auf
dem Infomarkt vertreten und nur die
Betriebe des zweiten Arbeitsmark-
tes, weil sie sich in unserem  Arbeits-
kreis engagieren.

Zu Herrn Müller: Die Stadt München
tut viel mehr, denke ich. Sie hat
nämlich seit über 35 Jahren einen
Behindertenbeirat. Dieser Behinder-
tenbeirat ist im Laufe der Jahre im-
mer besser ausgestattet worden.
Wir haben seit vier Jahren das Amt
des Behindertenbeauftragen mit Os-
wald Utz. Wir haben eine finanzierte
Geschäftsstelle, die ab dem Jahr 2009
noch ausgebaut wird. Das heißt, die
Stadt München und die verantwortli-
chen Politiker sind ja offensichtlich
bereit, dieses Thema noch mehr in
den Fokus zu nehmen und auch mit
Geld auszustatten.
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Denn, das haben wir ja heute immer
wieder gehört, es geht einmal darum,
Dinge im Kopf zu verändern, in der
Haltung zu verändern über Visionen,
die dann sogar in UN-Konventionen
ihren Niederschlag finden. Aber es
braucht eben auch Geld. Ich finde es
sehr politisch, dass die Stadt Mün-
chen das Thema mit mehr Geld aus-
stattet. Und dass dieser Fachtag
heute hier sozusagen im Machtzen-
trum der Münchner Stadtpolitik statt-
findet, zeigt ja auch den Stellenwert,
den diese Menschen in der Stadt ha-
ben.

Natürlich sind wir in den verschiede-
nen Facharbeitskreisen dabei die
Dinge genauer anzuschauen, zu be-
nennen und Bedarfe zu ermitteln.
Leider gibt es in den Angeboten im-
mer noch Lücken, obwohl schon
sehr viel getan wird. Auf diese Lü-
cken weisen wir immer wieder hin.
Das, so empfinde ich es zumindest,
ist kein Vorwurf, sondern wir neh-
men jeden Menschen ernst. Es geht
darum, den Menschen als Indivi-
duum ernst zu nehmen, unabhängig
davon, ob er behindert ist oder nicht,
alt oder jung, schwarz oder weiß.
Und bezogen auf das Thema Arbeit
sieht der Facharbeitskreis Arbeit, der
beauftragt ist, auch für die Stadt
München und den Stadtrat aktiv zu
werden, die Dinge in aller Klarheit,
aber ohne zu jammern. Wir möchten
die Dinge benennen und  zeigen,
wie es anders gehen könnte. Das
geht mal auf der gesetzlichen Ebe-
ne, mal auf der politischen. Es geht
aber auch so ganz pragmatisch, in-
dem wir einfach von den Hambur-
gern lernen und ich würde mir so
einen Nord-Süd Dialog wünschen.

Oswald Utz

Frau Wittmann, ich habe erfahren,
dass Sie in ihrem Stadtbezirk schon
mal was angeleiert haben, um Ar-
beitsplätze und Betriebe mit Ju-

gendlichen zusammen zu bringen.
Ich weiß nicht, ob auch behinderte
Menschen dabei waren. Gibt es das
Projekt noch? Erzählen Sie doch mal
ein bisschen davon; vorhin wurde
gesagt, dass es wohl auch sehr
kleinteilige Lösungen vor Ort geben
muss.

Anke Wittmann, Bezirksausschuss
Hadern, Die Grünen

Wir haben zwei Hauptschulen bei
uns im Stadtteil, und ich habe mit
den Jugendlichen, anfangs ehren-
amtlich als Jugendbeauftragte, mit
den Hauptschulen, mit der Schulso-
zialarbeit und den Jugendtreffs vor
Ort in enger Zusammenarbeit gear-
beitet.

Wir haben damals den Antrag vom
Bezirksausschuss auf soziale Stadt
gestellt. Das Projekt wurde gefördert
vom Referat für Arbeit und Wirt-
schaft. Wir haben das auf professio-
nelle Füße gestellt und ich denke,
wir waren auch sehr erfolgreich. 

Wir haben in den beiden Hauptschu-
len in Zusammenarbeit mit dem Ar-
beitsamt eine Art Berufsmesse ver-
anstaltet, ähnlich dem, was Sie hier
auch gemacht haben. Da haben sich
die örtlichen Betriebe vorgestellt
und die Jugendlichen konnten sich
über die Berufsfelder informieren.
Wir haben das vier Jahre oder län-
ger ehrenamtlich gemacht und die
Betriebe brachten auch ihre Lehr-
linge mit. 
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Das hat eine ganz große Resonanz
erfahren und ich denke mir, gerade
in diesem persönlichen Kontakt auf
der Bezirksausschussebene ist es
natürlich leichter an die Betriebe
heranzukommen und etwas zu be-
wegen, als wenn man das vom Ge-
setzgeber, von oben herab, macht. 

Ich habe sehr eng und vor Ort mit
den örtlichen Betrieben Kontakt auf-
genommen und habe alle Betriebe
persönlich besucht und saß überall
eine Dreiviertelstunde. Die haben
mir auch ihr Herz ausgeschüttet.
Man muss zukunftsweisend daran
denken, dass man die Betriebe auch
unterstützen muss, wenn man denn
dort Arbeitsplätze sucht und schaf-
fen will. 

Wir haben nicht speziell mit Behin-
derten gearbeitet. Als Unteraus-
schussvorsitzende Soziales werde
ich jetzt auch die Behinderungen
aufnehmen, ich habe nämlich fest-
gestellt, dass es bei uns im Bezirks-
ausschuss keinen Behindertenbe-
auftragten gibt. Nach dieser Veran-
staltung hier weiß ich, dass ich das
einfach mit einbeziehen muss.

Ich finde sehr gut, dass es jetzt das
persönliche Budget gibt, das den
Behinderten mehr Freiraum gibt,
aber auch mehr Betreuung erfor-
dert. Von den Grünen im Bezirkstag
Oberbayern wurde deswegen ein
Antrag gestellt, eine Budgetassis-
tenz einzurichten. 

Beide Projekte, die heute morgen
vorgestellt wurden, haben mich be-
geistert. Das VAmB-Projekt natürlich,
weil ich auch mit Betrieben zusam-
men gearbeitet habe. Ich denke,
man muss wirklich mehr an die Öf-
fentlichkeit gehen und verstärkt die
Akzeptanz bei der Bevölkerung her-
stellen. Vielleicht kann man auch
durch dieses Budget die Menschen

mit Behinderungen wieder ein biss-
chen mehr in das wirkliche Leben
zurückholen. Das finde ich einen
ganz wichtigen Bestandteil.

Auch das Hamburger Modell mit der
Assistenz ist eine wichtige Beglei-
tung. Ich habe jetzt schon bei eini-
gen Jugendlichen gesehen, dass wir
zwar gut in Betriebe und Praktikums-
plätze vermitteln konnten, dass aber
auch dort unbedingt eine Betreuung
und eine Nachhaltigkeit für die Aus-
bildungszeit gewährleistet sein
muss. Das gilt gleichermaßen für
Jugendliche und für Menschen mit
Behinderungen.

Oswald Utz

Ich bin fast sprachlos, innerhalb von
einer halben Stunde drei Angebote,
es hat also sich gelohnt.

Frau Henn, heute morgen war ein
weiteres Thema in dem Vortrag von
Frau Seyband, dass es ohne Umver-
teilung nicht gehen wird. Das heißt,
man ist sich sehr wohl darüber im
Klaren, dass man für gewisse Sa-
chen auch Geld in die Hand nehmen
muss. Haben Sie da auch Vorstellun-
gen oder Ideen und würden sich
stark machen, dass wir hier auch
Geld ausgeben?

Dagmar Henn, Stadträtin, Die LINKE

Die UN-Konvention, die jetzt unter-
zeichnet werden soll, stellt im Grunde
eine völlig andere Anforderung und
sagt, die Teilhabe von Behinderten
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ist eine Frage des Menschenrechts.
Also eine Frage, die auch nicht mit
irgendwelchen fiskalischen Argu-
menten verweigert werden darf,
sondern ganz grundlegend für die
Gesellschaft ist. Das muss man wahr-
nehmen und das muss man dann
auch entsprechend umsetzen. Ge-
nauso wie man auch nicht sagen
kann: Es kostet Geld Demonstratio-
nen zu bewachen – schaffen wir die
Versammlungsfreiheit ab! Es geht
um diese Kategorie von Recht und
dementsprechend muss man da
auch herangehen. Ich denke, es wäre
schon nötig, deutlich weiter zu ge-
hen als das mit dieser unterstützten
Beschäftigung oder auch mit den
vorhandenen Projekten getan wird.

Es wäre wichtig, tatsächlich zu ei-
nem Nachteilsausgleich zu kommen,
das heißt, dass die gesellschaftliche
Verpflichtung wahrgenommen wird,
Menschen mit Behinderungen so zu
stellen, als hätten sie diese Behinde-
rung nicht. Das heißt, jede Form von
Unterstützung, die sie brauchen,
technisch oder persönlich oder finan-
ziell, um beispielsweise am Arbeits-
markt gleichberechtigt teilnehmen 
zu können, muss ihnen gewährt
werden. Denn erst in diesem Mo-
ment können sie ihr Menschenrecht,
Teil dieser Gesellschaft zu sein, so
wahrnehmen wie andere auch.

Bisher ist die Grundkonzeption noch
immer eine andere. Das zeigt sich
beispielsweise darin, dass für Unter-
stützungsleistungen Einkommen an-
gerechnet wird und dass sehr stark
darauf gesetzt wird, dass ehrenamt-
liche Tätigkeiten in der Familie statt-
finden. Es ist aber ganz zentral zu
sagen, die individuelle Unabhängig-
keit und die Gleichberechtigung ha-
ben zur Voraussetzung, dass die
Gesellschaft sich dafür in der Verant-
wortung fühlt.
Was ich auch ganz zentral finde, und

was natürlich auch mehr kosten wird,
ist, dass auch Behinderte so wie alle
anderen Beschäftigten einen An-
spruch darauf haben müssen von 
ihrer Arbeit leben zu können, und
zwar vernünftig leben zu können.

In den letzten Jahren ist da eine
ganz gegenteilige Entwicklung ge-
wesen, indem sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungsverhält-
nisse verschwunden sind und 
massiv Ein-Euro-Jobs auftauchten.
Jetzt haben wir eine Rechtsstruktur
im Kündigungsschutz, die Behin-
derte relativ gut schützt, aber es
sind immer weniger Menschen, für
die diese Rechtsstruktur tatsächlich
gilt, weil das alles für Ein-Euro-Jobs
und im SGB XII nicht anwendbar ist.
Man täuscht sich manchmal über die
reale Situation, weil es diese ganzen
Schutzregelungen ja gibt und man
nicht wahrnimmt, dass ihre Gültig-
keit immer weiter eingeschränkt
wird.

Da muss eigentlich die Situation
umgekehrt werden, hin zu sozialver-
sicherungspflichtigen Tätigkeiten, die
tatsächlich auch in der Bezahlung
widerspiegeln, welche persönliche
Leistung erbracht wird. Und mit den
entsprechenden Strukturen muss
dafür gesorgt werden, dass das
Menschenrecht umfassender Teil-
habe tatsächlich realisiert werden
kann.

Christian Müller

Ich sehe noch mal zwei Ansatz-
punkte. Der erste ist ein Punkt, für
den die Stadt nicht zuständig ist,
nämlich das Thema Bildung und
Ausbildung. Es ist halt leider nach
wie vor nicht normal, dass Kinder,
die in irgendeiner Form behindert
sind, auch in die normale Grund-
schule gehen. 

Ich weiß, dass auch Eltern sagen:
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Mir ist es lieber, wenn mein Kind in
einer entsprechenden Spezialein-
richtung ist, weil ich da weiß, dass
auch individuell auf das Kind einge-
gangen werden kann. Umgekehrt ist
natürlich auch die Frage: Warum
braucht man soviel Spezialeinrich-
tungen, warum gelingt es weniger,
behinderte Kinder vor Ort einzubin-
den?

Die Fahrzeiten, die ein behindertes
Kind hinter sich bringt, liegen um
ein Vielfaches höher als diejenigen,
die ein nichtbehindertes Kind hat.
Und je länger ich brauche, um ir-

gendwo hinzukommen, desto weni-
ger habe ich natürlich auch die
Möglichkeit, über meine Zeit frei zu
verfügen.

Bei diesem Thema muss man ganz
sicher weiter kommen. Es gibt im-
mer wieder einzelne Integrations-
klassen an Grundschulen. An der
Grundschule, in die meine Kinder
gehen, gibt es sogar nur eine ein-
zige Klasse. Die geht immer bei der
ersten los und endet dann bei der
vierten und beginnt wieder bei der
ersten. Das ist ein Modellprojekt,
aber leider nicht mehr. Ich glaube,

wenn man über das Thema Bildung
spricht, dann muss man auch dar-
über sprechen, wie wir hier Men-
schen erreichen, die in irgendeiner
Form eingeschränkt sind.

Damit komme ich zum zweiten
Punkt. Man muss wirklich sehr ge-
nau hinschauen, worin die jeweilige
Einschränkung liegt. Wenn man
„nur“ körperbehindert ist, ich möch-
te das nicht irgendwie abwerten,
aber dann kann man Innenminister
werden, oder, wie Herr Hirsch, sich
relativ leicht selbstständig betäti-
gen. Das funktioniert, obwohl die
Barrierefreiheit nach wie vor nicht
komplett hergestellt ist. Ich fürchte,
dass wir da auch in den städtischen
Schulgebäuden nicht überbordend
sind. Aber das Thema Barrierefrei-
heit ist hier eines, das zumindest
weiter ist als manch anderes.

Bei den vier Damen, die heute früh
hier saßen, sind es ja sehr unter-
schiedliche Formen von Behinde-
rung. Ich fürchte, dieses Gesetz, 
das Sie vorhin vorgestellt haben,
gibt sich der Illusion hin, dass jeder
Mensch irgendwann im ersten Ar-
beitsmarkt voll berufstätig sein
könne, sonst lohne es sich nicht ihn
zu fördern. Diese Annahme halte ich
für grundsätzlich falsch. Ich glaube,
man darf den zweiten Arbeitsmarkt
nicht abwerten und ich finde es gut,
dass es ihn gibt. Auch jemand, der
„nur“ im zweiten Arbeitsmarkt ar-
beitet, hat Anspruch auf eine Förde-
rung. Es kann nicht sein, dass am
Schluss nur der erste Arbeitsmarkt
zählt.

Man könnte sich schon einmal der
philosophischen Frage widmen: Was
ist in einer Behinderteneinrichtung
der erste und der zweite Arbeits-
markt? Deswegen muss man diese
Unterscheidung aufheben und sa-
gen: Es gibt nun mal bestimmte For-
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men von Beschäftigung, die subven-
tioniert bleiben müssen, weil die
Menschen nicht die tariflich vorge-
schriebene Arbeitszeit in vollem
Umfang erfüllen können. Und es ist
auch gut so, dass wir da Betriebe
haben, die dieses leisten.

Ulrich Hellmann

Ich möchte direkt kurz auf Sie, Herr
Müller, eingehen. Der Gesetzgeber
hat keineswegs einseitig den allge-
meinen Arbeitsmarkt im Blick. Das
neue Gesetz der unterstützten Be-
schäftigung hat diese Zielsetzung
ausdrücklich nur für einen begrenz-
ten Personenkreis, der wirklich in
der Lage ist, den Status der Erwerbs-
fähigkeit, also einer selbstständigen
Tätigkeit für den allgemeinen Arbeits-
markt, auch zu erreichen.

Ich denke, wir brauchen weiterhin
die Vielfalt an Angeboten. Selbst die
Bundesarbeitsgemeinschaft der
überörtlichen Sozialhilfeträger in
Deutschland geht davon aus, dass
es nach ihren derzeitigen Einschät-
zungen etwa 5% derjenigen, die
heute in den Werkstätten für Behin-
derte tätig sind, schaffen könnten,
mit Unterstützung aus der Werkstatt
ausgegliedert zu werden. Und
selbstverständlich werden viele
auch weiterhin für sich den Förder-
rahmen einer Werkstatt für ihre Tä-
tigkeit wünschen und benötigen.

Ich würde noch einen Schritt weiter
gehen. Gerade für einen Verband
wie die Lebenshilfe ist es von ganz
besonders großer Bedeutung, dass
dieses Recht auf eine angemessene
Beschäftigung für jeden Menschen
gilt, also auch für diejenigen, die
sehr schwer behindert sind und ei-
nen hohen Hilfebedarf haben. Auch
sie brauchen und haben das Recht
auf eine Tagesstruktur, die in Rich-
tung Teilhabe am Arbeitsleben geht.
Wir sprechen da im Fachjargon vom

Zwei-Milieu-Prinzip, dass also der
Tagesablauf in den beiden Berei-
chen Wohnen und Arbeiten gewähr-
leistet sein muss.

In manchen Bundesländern führen
wir mittlerweile schon Abwehr-
kämpfe gegen Kostenträger, die sa-
gen, wenn ein Mensch schwer behin-
dert ist, könne er den ganzen Tag im
Heim bleiben, da gebe es dann ir-
gendeine Form von Tagesbeschäfti-
gung. Aber auch für diese Menschen
besteht das Recht, den Tag in einer
Beschäftigungsstätte zu verbringen.

Im Werkstattbereich können wir da
auf das gute Beispiel Nordrhein-
Westfalen verweisen. Dort sind alle
Werkstattbeschäftigten in den Ar-
beitsbereich integriert, mit dem vol-
len Sozial- und Rentenversicherungs-
schutz, bemessen an 80% des Durch-
schnittseinkommens aller deutschen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer. Das geht über die gesetzlich
vorgesehene Struktur im SGB IX
hinaus, die Menschen, denen man
die Arbeit im Arbeitsbereich der
Werkstatt nicht zutraut, in Förder-
gruppen unter dem Dach der Werk-
statt zu beschäftigen, ohne die ent-
sprechend gleichberechtigte Renten-
versicherung. 

Also daran sieht man, es geht, wenn
guter Wille vorhanden ist und wenn
die Kostenträger die Werkstätten
entsprechend ausstatten, damit sie
alle Menschen bei ihrer Arbeit be-
treuen können. Das zeigt, dass durch-
aus Wege auf Basis des geltenden
Rechts gefunden werden können. 
Wichtig ist, dass grundsätzlich das
Recht auf eine Wahlmöglichkeit für
eine Tätigkeit besteht, die zu einem
passt.

Denken wir an den interessanten
Vortrag von Frau Genthe heute mor-
gen. Sie hat diese Qualifizierung
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jetzt durchgemacht und sie wünscht
sich einen Arbeitsplatz, der so nor-
mal wie möglich sein soll. Das ist
ein absolut verständlicher Wunsch
und nun stellt sich die Frage: Wo fin-
det man so einen Arbeitsplatz und
unter welchen rechtlichen Rahmen-
bedingungen? Was kann in Bezug
auf die Betriebe vor Ort getan wer-
den?

In Bamberg hat die Lebenshilfe ein
mittlerweile bundesweit beachtetes
Modell entwickelt, das sich Fach-
dienst INTEGRA nennt und nach
dem so genannten Sozialraummo-
dell funktioniert. Es ist eine sehr in-
tensive Arbeit, für jeden behinderten 
Menschen, der in der Werkstatt ar-
beitet und als werkstattbedürftig 
gilt, nach seinen individuellen Wün-
schen und Fähigkeiten, unter Einbe-
ziehung des Wohnortes, der Kon- 
takte zu Betrieben, der Familie und
auch der Kommune einen passen-

den Arbeitsplatz zu finden. Mittler-
weile sind in Bamberg und Umge- 
bung 60 Arbeitsplätze in Betrieben
des allgemeinen Arbeitsmarkts er-
schlossen, wo Frauen und Männer,
die vorher in der Werkstatt waren,
ihre Arbeit versehen, zur allseitigen
Zufriedenheit aller Beteiligten. Sie
haben weiterhin den Status Werk-
stattbeschäftigte und arbeiten auf ei-
nem so genannten ausgelagerten
Arbeitsplatz. 

Wir haben vor einem Monat dort
eine Tagung veranstaltet und da
konnte man auf beeindruckende Art
und Weise einen Bewusstseinswan-
del feststellen. Es wurden Kollegin-
nen und Kollegen interviewt, Chefs
von städtischen Versorgungsbetrie-
ben und so weiter, die solche Ar-
beitsplätze geschaffen haben, und
sie haben eine sehr positive Ent-
wicklung beschrieben. Das könnte
Schule machen, denke ich.
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Publikumsdiskussion

Gabi Pohl

Es heißt, Menschen mit Behinderun-
gen sollen auch vernünftig leben
können. Warum verdienen dann
Menschen mit Behinderungen so
wenig Geld, obwohl sie auch ihre
Leistung bringen? Nach meiner Er-
fahrung machen sie meistens die
Hauswirtschaftsarbeiten. Die sind
auch sehr anstrengend und die Be-
schäftigten bekommen so wenig
Geld, dass sie dann jeden Cent um-
drehen müssen.

Oswald Utz

Ich denke, da sprechen Sie ein Pro-
blem an, das nicht nur für Menschen
mit Behinderung gilt, sondern für
viele Menschen in der Stadt. Das
Problem ist bekannt, es gibt immer
mehr Arbeiten, und der hauswirt-
schaftliche Bereich gehört dazu, die
einfach mit sehr wenig Geld ent-
lohnt werden. In einer Großstadt
wie München hat man dann sehr
schnell am Ende des Monats wenig
Geld übrig.

Dame aus dem Publikum

Ich möchte das noch mal aufgreifen
und sagen, dass auf dem zweiten
Arbeitsmarkt und in Werkstätten für
behinderte Menschen die Entloh-
nung immer sehr gering ist, so dass
die eigene Finanzierung des Lebens
ohne Sozialhilfe nicht möglich ist.

Werner Graßl

Ich habe eine Frage an den Herrn
Hirsch von der FDP. Ihre Forderung
war, die Probezeit für Menschen mit
Behinderung zu verlängern. Ich
stimme Ihnen insofern zu, Probezei-
ten zu verlängern, wenn es einen
speziellen Anlass dafür gibt. Wie
bringen Sie aber diese Forderung
damit in Einklang, dass die Men-
schen mit Behinderung statistisch 

weniger Fehlzeiten als andere ha-
ben?

Berndt Hirsch

Es geht zunächst darum, bei den
mittleren und kleinen Unternehmen
Vertrauen zu schaffen und Ängste
abzubauen. Das können Sie nicht
einfach dadurch machen, indem Sie
sagen, die Statistik gibt das und das
her. Das glauben einem die Leute
erstmal gar nicht, sondern man
muss einfach in die Praxis gehen,

die Vorbedingungen erklären und
sagen: Du kannst hier einmal selber
ausprobieren, wie das funktioniert.
Die eigene Erfahrung ist viel wert-
voller, als wenn man eine Statistik in
einem Buch nachliest.

Karin Steinberg

Ich möchte die Aussage von Frau
Henn unterstreichen, dass der Un-
terstützungsbedarf von Menschen
mit Behinderung von der öffentli-
chen Hand getragen werden soll.
Das halte ich für sehr, sehr wichtig,
denn wenn wir zum Beispiel Assis-
tenz für die Bewältigung unseres
Alltags brauchen, wird es uns sehr,
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sehr schwer gemacht. Meines Wis-
sens müssen wir, wenn wir in der
Pflegestufe 2 sind, 60% unseres Ein-
kommens für die Arbeitsassistenz
selber bezahlen. Das hat überhaupt
nichts mit Gleichstellung oder einer
gleichen Wertigkeit von einem Men-
schen mit oder ohne Behinderung
zu tun, weil diese persönliche Assis-

tenz eben nicht einkommens- und
vermögensunabhängig ist. Wir kön-
nen aber den Bedarf an Assistenz
nicht abstellen. Der bleibt ein Leben
lang bestehen. Wir haben es uns
nicht selber ausgesucht und inso-
fern finde ich es unhaltbar, dass uns
deswegen immer wieder Steine in
den Weg gelegt werden.

Elke Elzer

Mein Name ist Elzer, ich bin Behin-
dertenbeauftragte im Bezirksaus-
schuss 1. Zu Herrn Müller möchte
ich sagen, es gibt etwas, wo die
Stadt wirklich etwas tun kann, und
das ist bei den städtischen Berufs-
schulen. Wir haben ja vorhin bei
dem Vortrag mit der kombinierten
Ausbildung in Werkstätten und im
Betrieb gehört, dass es auch in den
Berufsschulen, in welche die behin-
derten Auszubildenden kommen,
Vorbehalte gibt. Da wäre von städti-
scher Seite etwas zu tun. 

Und nur eine kleine Geschichte, wie
sich das Klima verändert hat in den
Jahren: Ich war früher in Goslar und
habe dort einen Behindertenarbeits-
kreis gegründet. Wir hatten den OB-
Kandidaten der SPD in der Kommu-
nalwahl bei uns und haben ihn auf
einige Dinge hingewiesen, wie die
Selbstständigkeit der Behinderten
deutlich verbessert werden könnte.
Da haben wir den wunderbaren
Ausspruch bekommen: „Aber Sie
müssen doch auch an die Arbeits-
plätze der Betreuenden denken.“

Gabi Pohl

Wir Menschen mit Lernbehinderung
können auf dem Arbeitsmarkt nicht
die gleiche Leistung  bringen wie ein
Nichtbehinderter. Wir bekommen
teilweise Harz IV oder Grundsiche-
rung und müssen dann jedes halbe
Jahr einen Antrag ausfüllen. Auch
dabei brauchen wir Unterstützung
und die Fragen werden so gestellt,
dass man sie überhaupt nicht ver-
steht. Kann man bei Menschen mit
Behinderung nicht eine andere Lö-
sung finden, dass man nicht alle
Daumen lang einen solchen Antrag
ausfüllen muss? Denn wir haben
uns unsere Behinderung und unsere
Armut nicht ausgesucht, wir hätten
es auch lieber anders.

Max Roth

Ich vertrete eine Integrationsfirma
und habe vorhin auch die Einwände
gehört, die Löhne im zweiten Arbeits-
markt seien zu niedrig. Das stimmt
auch, man ist meistens noch auf er-
gänzende Hilfen angewiesen. Ich
würde das gerne ändern, aber dazu
brauchen wir ordentliche und ge-
scheite Auftraggeber. Bei der Stadt
München ist es beispielsweise äu-
ßerst schwierig, im Dienstleistungs-
gewerbe Gebäudereinigung an
entsprechende Aufträge zu kom-
men. Wenn man bei den Ausschrei-
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bungen überhaupt halbwegs mithal-
ten möchte, driftet man als Integrati-
onsfirma  dermaßen in den
Niedriglohnsektor ab, dass man das
guten Gewissens eigentlich nicht
machen kann. Ich habe da, und ich
denke, ich spreche auch für meine
Kollegen, eine Bitte an die Stadt, ob
der Stadtrat nicht einmal eine Initia-
tive starten kann, wie die Auftrags-
vergabe an Integrationsfirmen
funktionieren kann.

Dieter Rippel

Ich bin Bezirksrat im Bezirkstag
Oberbayern und wollte noch einmal
allen kurz in Erinnerung rufen, dass
jetzt mittlerweile die Bezirke formal
zuständig sind, und dass es unsere
erste Aufgabe sein wird, eine Million
Euro mehr an Einnahmen zu erhal-
ten. Unser Haushalt deckt zu 95%
die Leistung ab, die Sie in den letz-
ten Stunden beschrieben haben,
nämlich das SGB XII. Die Landes-
hauptstadt München und andere
können schon mal dazu beitragen,
indem sie sich dafür einsetzen, dass
die Bezirksumlage erhöht wird, da-
mit dieses Geld auch sinnvoll einge-
setzt werden kann.

Lieber Herr Utz, Sie haben schon
drei Angebote bekommen und ich
möchte ein viertes hinzufügen.
Wenn wir im kommenden Jahr wie-
der so eine Veranstaltung haben
werden, dann haben Sie mein Wort
darauf, dass ich dafür sorgen werde,
dass aus der Verwaltung des Bezirks
Oberbayern die entsprechenden An-
sprechpartner mit dabei sind. Ich
glaube, in Zukunft geht es ohne den
Bezirk oder die Bezirksvertreter lei-
der gar nicht mehr, da braucht man
stärkeren Bezug zur Basis. Der erste
Schritt wird sein, dass ein weiterer
Vertreter in den Sozial- und Gesund-
heitsausschuss des Bezirkstages
kommen soll. Das habe ich angeregt
und es ist positiv aufgenommen

worden, muss aber noch beschlos-
sen werden. Dieser Vertreter soll
eher aus der Basisarbeit kommen
und da werden wir uns auch mit Ih-
nen, Herr Utz, in Verbindung setzen,
dass ein Vorschlag gemacht wird.

Dame aus dem Publikum

Ich habe erlebt, dass viel an Integra-
tion und Inklusion über engagierte
Eltern passiert, in Kindergärten und
an Schulen. Ich weiß auch, dass El-
tern willig und bereit sind den näch-
sten Schritt zu gehen und zu schauen:
Was arbeiten unsere Kinder? Die
Frage ist: Was kann zur Verfügung
gestellt werden, dass sich jemand
privat engagieren kann? Wo kann
sich jemand hinwenden und wie
kann man Schwellen abbauen, da-
mit niemand schon im Vorfeld an
der Bürokratie und an finanziellen
Problemen scheitert oder fünf Jahre
braucht um ein Projekt aus dem Bo-
den zu stampfen? Wie kann man das
vernetzen und wo können sich pri-
vat interessierte Menschen hinwen-
den um Projekte ins Leben zu rufen?

Christian Müller

Zum Thema Ausschreibungen: Sie
wissen, dass wir an Gesetze gebun-
den sind. Es gibt wohl Ausnahmen
für den Bereich geförderte Beschäfti-
gung und das muss man sich genau
anschauen. Aber wenn das gesetz-
lich nicht möglich ist, wird die Stadt
das auch nicht ermöglichen können,
denn sonst gibt es Konkurrentenkla-
gen, die wir einfach verlieren werden. 

Darüber hinaus glaube ich, dass die
geförderte Beschäftigung nicht noch
einmal gesetzlich in irgendeiner Art
und Weise eingeschränkt werden
darf, indem wir Kündigungsfristen
oder ähnliches verlängern. In einem
halben Jahr Probezeit ist es jedem
möglich festzustellen, ob ein Arbeit-
nehmer bei ihm arbeiten kann oder
nicht. 
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Es müssen die Rahmenbedingun-
gen stimmen. Dort, wo jemand eine
Pflegestufe hat, wo jemand unter
bestimmten bundesgesetzlichen Vor-
aussetzungen arbeitet, ist es schwer,
den Tariflohn zu verändern, da kön-
nen wir von kommunaler Seite oh-
nehin nichts machen. Dort, wo be-
hinderte oder eingeschränkt arbeits-
fähige Menschen oder eben beschüt-
zende, oder wie auch immer man es
nennen will, Betriebe tätig sind, da
ist es genauso notwendig wie bei al-
len anderen Beschäftigten, dass wir
einen Mindestlohn einführen. 

Heute wurde wieder ein ganz deutli-
ches Beispiel dafür gegeben, dass
wir ohne einen Mindestlohn in die-
sem Land nicht mehr auskommen.
Dies mit Tarifverträgen abzudecken,
ist eine Illusion, und es geht immer
wieder an den Menschen heraus,
die aus irgendeinem Grund „nur“
eine Beschäftigung im Reinigungs-
bereich oder ähnlichem haben. Ich
möchte deutlich machen, dass ich
den Reinigungsbereich sehr hoch
schätze, denn ich weiß, was ein gut
gereinigtes Büro wert ist. In diesem
Bereich wird Arbeit zu gering be-
zahlt. Ein Stundenlohn von 7,50 Euro
ist das absolut Mindeste, und hier
ist immer deutlicher geworden,
warum.

Oswald Utz

Herr Hellmann, sagen Sie, was soll
der Beirat machen, damit es voran
geht, was die Verwaltung und was
die Politik, damit wir in einem Jahr
sagen, wir sind ein Stück weiterge-
kommen?

Ulrich Hellmann

Der Beirat soll sich hier vor Ort wei-
ter dafür stark machen die Interes-
sen zu vernetzen, egal um welche
Art von Behinderung oder Beein-
trächtigung es sich handelt. Wir ha-
ben viele gemeinsame Interessen,

die es nach dem Motto „Gemeinsam
sind wir stark“ zu bündeln gilt.

In Hinblick auf die Politik fordere ich
Sie auf, auch auf die lokale Ebene zu
schauen, sich zu engagieren um die
Politik zu beeinflussen und es nicht
alleine Dachverbänden auf Bundes-
ebene oder auf Landesebene zu über-
lassen, sondern zu versuchen sich
gemeinsam Gehör zu verschaffen. 

Ich nannte vorhin schon mal das
Stichwort Übergang Schule - Beruf.
Das Thema Schule ist ein besonde-
res Entwicklungsgebiet, gerade für
Bayern, aber bei diesem entschei-
denden Schritt in das Berufsleben
werden wirklich Weichen gestellt. Ich
weise in diesem Zusammenhang
darauf hin, dass sich auch weiterhin
etwas in der Politik in dieser Rich-
tung tut. Die Arbeits- und Sozialmi-
nister-Konferenz hat sich zuletzt am
14. November getroffen und einen
Beschluss zur Weiterentwicklung der
Eingliederungshilfe für behinderte
Menschen gefasst. Die Sozialhilfe-
träger haben aus Kostengründen ein
Interesse daran, Alternativen zur
Werkstattbeschäftigung zu erschlie-
ßen und möchten im November 2009
Eckpunkte vorlegen, wie dieses Recht
der Teilhabe sinnvoll im Sinne einer
Personenzentrierung weiterentwi-
ckelt werden kann. Es besteht da
ganz konkreter gesetzgeberischer
Handlungsbedarf, denn die Einglie-
derungshilfe wird nur für den Ar-
beitsbereich der Werkstatt bezahlt
und es gibt hier kein persönliches
Budget.

Ein konkretes Anliegen aus diesem
Beschluss der Arbeits- und Sozialmi-
nister betrifft den Übergang Schule -
Beruf. Eine Clearingstelle soll in den
letzten Schuljahren für die Vernet-
zung der Schulen mit Eltern und mit
entsprechenden Institutionen sor-
gen um zu schauen, wie der Berufs-
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weg für die behinderten Kinder in
Anbetracht ihrer Möglichkeiten und
Fähigkeiten am besten gestaltet
werden kann. 

In Baden Württemberg gibt es bereits
eine Berufswegekonferenz, in der ge-
rade mit Eltern und Kindern in För-
derschulen für geistig Behinderte 

Schlusswort 

Sabina Schnick, Behindertenbeirat
Facharbeitskreis Arbeit

Als erstes möchte ich mich bei Ihnen
allen bedanken, dass Sie unserer
Einladung gefolgt sind und heute zu
unserem Fachtag gekommen sind,
der manches aufgezeigt hat und
wahrscheinlich viel mehr noch offen
lässt, an Fragen, an Problemen. Des-
sen sind wir uns als Vorbereitungs-
gruppe auch bewusst gewesen und
wir haben uns in langen und manch-
mal heftigen Diskussionen entschie-
den, diesen Tag heute so zu gestal-
ten, wissend, dass wir nicht alle The-
men an einem Fachtag zum Thema
Arbeit ansprechen, aufreißen oder
gar lösen können. 

Wir haben jetzt jede Menge Arbeits-
aufträge mitzunehmen, und zwar
nicht nur wir vom Behindertenbeirat
in unseren Gremien, sondern auch
Sie alle, die da draußen jeden Tag
im Leben unterwegs sind. 

Unser Dank geht an die Referentin-
nen und Referenten, dass Sie unse-
rer Einladung gefolgt sind und be-
reit waren in sehr kurzen Zeiträu-
men sehr prägnant zu schildern, 

Alternativen zur Werkstatt erschlos-
sen werden. Es ist also einiges in 
Bewegung und es ist ausdrücklich
beabsichtigt, Verbände behinderter
Menschen in diese Entwicklungs-
schritte mit einzubeziehen. Wir hof-
fen, dass nach der nächsten Bunde-
stagswahl, die 2009 ansteht, auch
etwas Vernünftiges herauskommen
wird.

welche Möglichkeiten zum besseren
Gelingen es gibt. Ferner bedanke ich
mich bei allen hier auf dem Podium,
dass Sie von politischer Seite bereit
waren, Stellung zu beziehen. Ihre
Aussagen werden wir sicherlich auf-
nehmen in den Facharbeitskreis. Herz-
lichen Dank auch an die vier Damen,
die bereit waren, so persönlich von
sich zu sprechen und ich weiß, dass
das ganz schön viel Mut von euch
verlangt hat. 

Zum Schluss möchte ich Ihnen
meine geliebte Veränderungsformel
mit auf den Weg geben, die heißt
nämlich: Leidensdruck plus Vision
plus erster Schritt ist der Weg der
Veränderung.

Ich denke, Leidensdruck gibt es hier
ziemlich viel, Visionen gibt es hier
auch sehr viele und es gibt auch viele
Menschen, die schon erste Schritte
gehen. Heute war ein besonders
großer erster Schritt, vielleicht auf
dem Weg zu einer Münchner Arbeits-
assistenz.

Vielen Dank!
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• FTZ Büroservice, jetzt Avanta Mün-
chen e.V., 
www.avanta-muenchen.de

• Aktionsgemeinschaft der Angehö-
rigen psychisch Kranker, 
www.apk-muenchen.de

• Sozialverband VdK - Kreisverband 
München, 
www.vdk.de/kv-muenchen

• Bayerische Landesschule für Kör-
perbehinderte, www.baylfk.com/

• Berufliche Fortbildungszentren der
Bayerischen Wirtschaft (bfz), 
www.bfz.de/wwwpubroot/Stand-
orte/bfz_Muenchen/bfzMuen-
chen.rsys

• Verein für berufliche Integration 
e.V., www.beruflicheintegration.de

• Regenbogen Arbeit gGmbH, 
www.regenbogen-ev.de

• diakonia gGmbH, 
www.diakonia.de

• Weißer Rabe soziale Betriebe und 
Dienste GmbH, 
www.weisser-rabe.de

• Sozialer Hilfsdienst Weiße Feder, 
www.weisse-feder.de

• Condrobs Beschäftigungs GmbH 
Con Job, www.con-job.de

• Condrobs Beschäftigungs GmbH 
Viva Clara, www.vivaclara.de

• Community e.V. Honigwerk, 
www.honigwerk.de

• WKM Werkstatt für Körperbehin-
derte GmbH München, 
www.wkm-muenchen.de

• Münchner Bündnis gegen Depres-
sion e.V., www.buendnis-depres-
sion.de/muenchen

• Integrationsverein "Ans Werk" der 
Bayerischen Landesschule für Kör-
perbehinderte, 
www.answerk-verein.de

• Katholischer Männerfürsorgever-
ein München e.V. "Landwerk", 
www.obdachlosenhilfe.de

• ARGE für Beschäftigung München 
GmbH, 
www.muenchen.de/Rathaus/
soz/03a_arge/99990/index.html

• Behindertenbeirat der LHM, 
www.behindertenbeirat-muen-
chen.de

• Behindertenbeauftragter der LHM, 
www.bb-m.info

• Cooperative Beschützende Arbeits-
stätten e.V., 
www.cbamuenchen.de

• Hamburger Arbeitsassistenz, 
www.hamburger-arbeitsassis-
tenz.de

• Verzahnte Ausbildung mit Beruf-
bildungswerken, 
www.vamb-projekt.de

• Münchner Arbeitsgemeinschaft 
Arbeitsförderungsinitiativen, 
www.magafi.de
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Frau Mathilde Ackermann, Hilfe für
Psychisch Kranke e.V. 
Frau Miriam Adam, Isar-Amper-Klini-
kum München-Ost
Frau Eva Arnold, gfi gGmbH
Frau Michaela Ash
Frau Sonja Auer, Regenbogen Arbeit
gGmbH
Herr Michael Baab, ARGE für Be-
schäftigung München GmbH
Frau Angelika Basner, Kommunalre-
ferat
Frau Baumann, ApK
Frau Beckman, Helferin CBF
Frau Wally Berchthold
Herr Alfons Böhm, Bezirk Oberbay-
ern
Frau Anne Böhm-Volkmann, Verein
für berufliche Integration
Herr Gerd Brandenburg, ApK
Herr Peter Brodisch, Innere Mission
München
Frau Hiltrud Broschei, SPD, Bezirks-
rätin, Bezirksausschuss 16
Frau Monika Burger, Behinderten-
beirat
Herr Achim Ciolek, Hamburger Ar-
beitsassistenz
Frau Suse Cohen
Frau Irmgard Collasch, Büro der 2.
Bürgermeisterin
Frau Anastasia Dick, Helferin CBF
Frau Merit Dolezal, Pfennigparade
Herr Michael Dörrich, Die Grünen,
Bezirksausschuss 11
Frau Ilse Ebel-Dohelsky, Kassen-
und Steueramt
Frau Angelika Eichhammer, Integra-
tionsverein „Ans Werk“
Frau Gertraud Egl, Bezirk Oberbay-
ern
Frau Elke Elzer, FDP, Bezirksaus-
schuss 1
Frau Sandra Ennerst, Caritas Werk-
statt für behinderte Menschen
Frau Melanie Fahrner

Frau Nicole Falkenhain, Gemeinsam
leben, gemeinsam lernen
Frau Undine Ferst, Integrationsfach-
dienst
Frau Elke Fichtl 
Frau Patricia Formisano, BBSB

Herr Alfons Forstpaintner, ICP Mün-
chen
Frau Irmgard Franken, Personal- und
Organisationsreferat
Frau Ruth Friebel, ApK
Frau Fües, FTZ Büroservice
Frau Erika Fürst, ICP München
Frau Melanie Genthe, Caritas Werk-
statt für behinderte Menschen
Herr Franz Göppel, BIB e.V.
Herr Andreas Görres, Der Paritäti-
sche
Frau Ursula Haberkorn, ICP Mün-
chen
Herr Reiner Haberstock, Bezirk Ober-
bayern
Frau Gabi Hackenbuchner, Direkto-
rium
Frau Harz-Maaß, Weiße Feder
Herr Dr. Reinhard Haslinger, bfzg
GmbH München
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Herr Dr. Joachim Hein, Münchner
Bündnis gegen Depression e.V.
Frau Dorothea Heiser, MAS Selbst-
hilfe Oberbayern
Herr Albert Helfer, HPCA Werkstätten
Herr Ulrich Hellmann, Bundesverei-
nigung Lebenshilfe
Frau Dagmar Henn, Die LINKE,
Stadträtin
Frau Irmi Hermann, Caritasverband
Frau Adelheid Herold, Autismus
Oberbayern e.V.
Frau Tatjana Hintermaier, Gemein-
sam leben, gemeinsam lernen

Herr Berndt Hirsch, FDP, Bezirksaus-
schuss 13
Herr Karl Hochheim, KJR München-
Stadt
Herr Wolfgang Holmer, Caritas Werk-
statt für behinderte Menschen
Herr Christian Holz, Behindertenbei-
rat
Herr Hans Homann, Sozialreferat
Frau Irene Horbelt, Swiss life
Herr Hansjörg Huber, Behinderten-
beirat Germering
Herr Dietmar Janz, diakonia gGmbH
Frau Dorothée Jasper, Microsoft
Deutschland GmbH
Frau Elisabeth Johannsen, Down
Kind e.V.
Frau Marion Jugovski, Evangelische
Jugend München

Frau Elke Kahl, Ev.-Luth. Landeskir-
chenamt
Herr Erwin Kainz, Sozialreferat
Frau Margot Kainz
Frau U. Kamp, Sozialverband VdK
Herr Frank Karlson-Lasshof, Pfennig-
parade
Herr Heinz Karrer, Offene Behinder-
tenarbeit evangelisch
Herr Hermann Kinzner, Behinderten-
beauftragter Vaterstetten
Herr Gerhard Kleylein, Bayer. Lan-
desschule für Körperbehinderte
Frau Anke Klingemann, Kinder-
schutz e.V.
Frau Renate Klose, ICP München
Frau Ina Kreil, Behindertenbeirat
Herr Boris Kuhn, Behindertenbeirat
Frau Katja Kühne, mira-mädchenbil-
dung 
B. Kürzeder, Otto-Steiner-Schule
Frau Susanne Lang, Sozialreferat
Herr Gabriel Laszlo, MVHS
Frau Elisabeth Lauchner
Frau Lieve Leirs, Netzwerkfrauen
Bayern
Frau Juanita Lesser, Evangelische
Jugend München
Frau Angela Linhuber, ICP München
Frau Marie-Luise Lotter, Kommunal-
referat
Herr Günter Maaß, Planungsreferat
Herr Phillip Maaß, Weiße Feder
Frau Annegret Macher, Soziale Dien-
ste Psychiatrie GmbH
Frau Christina Marzin
Frau Antje Maslo, Diakonisches Werk
Rosenheim
Frau Silvia Mayer, Eglhartinger
Werkstätten Sozialdienst
Herr Bert Mehler, Integrationsverein
„Ans Werk“
Frau Tilla Meyer, SPD, Bezirksaus-
schuss 5
Herr Raphael Mühlegger, KMFV
„Landwerk“
Herr Christian Müller, SPD, Stadtrat
Frau Monika Müller, Con Job
Herr Gustl Münnich, Viva Clara
Frau Heike Neuen, Lebenshilfe Werk-
statt für behinderte Menschen
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Frau Claudia Nickl, Stadt Augsburg
Behindertenbeirat
Herr Stefan Noppenberger, METRO
AG
Frau Sabine Nowack, ARGE für Be-
schäftigung München GmbH
Frau Jutta Oxen, Regenbogen Arbeit
gGmbH
Frau Dagmar Pfeil, Caritas Werkstatt
für behinderte Menschen
Frau Pogori, Helferin CBF
Frau Gabi Pohl, cba e.V.
Frau Ilse Polifka, Pfennigparade
Frau Elaine Pölitz, Integrationszen-
trum Maut
Frau Ponn-Diediw, Integrationsver-
ein „Ans Werk“
Frau Kelly Randler, Kinderschutz e.V.
Herr Klaus Rascher, Community e.V.
„Honigwerk“
Frau Jutta Rau, ApK
Herr Josef Rauwolf, Staatsministe-
rium für Ernährung, Landwirtschaft,
Forsten
Frau Elke Rehsöft, Diakonisches
Werk Rosenheim
Herr Hartmut Rettinger, Behinderten-
beirat
Herr Dieter Rippel, FDP, Bezirksrat
Herr Wilhelm Rössler, Swiss life
Herr Max Roth, cba e.V.
Herr Walter Ruggaber, Referat für Ar-
beit und Wirtschaft
Frau Rita Schäfer, Münchner Bünd-
nis gegen Depression e.V.
Herr Heinz-Peter Schirk, Blindenin-
stitut
Frau Christa Schmidt, Stadtjugend-
amt
Frau Sabina Schnick, Behinderten-
beirat
Frau Julia Schulz, diakonia gGmbH
Herr Wolfgang Schwirz, CSU, Be-
zirksausschuss 9
Frau Katja Seegers, IFD München-
Freising
Frau Eva-Maria Seidl, IFD Oberpfalz
Herr Utz Seifert, ARGE für Beschäfti-
gung München GmbH
Frau Elke Seyband, cba e.V.
Frau Nicole Simba, Bezirk Oberbayern

A. Spath, Otto-Steiner-Schule
Stauder, Stadtwerke München
GmbH
Frau Andrea Stehling, bfz gGmbH
Frau Karin Steinberg, Netzwerk-
frauen Bayern
Frau Gabriele Steinfelder, Behinder-
tenbeirat
Frau Susanne Strunz, Gemeinsam
leben, gemeinsam lernen
Frau Heidi Stuffer, Amtsgericht Mün-
chen
Herr Alexander Thomas, Innere Mis-
sion München
Frau Gertraud Tinz-Böhle, Pfennig-
parade
Frau Gudrun Tomlinson
Frau Susanne Tschee, Sozialreferat
Frau Petra Tuttas, Die Grünen, Be-
zirksrätin
Herr Oswald Utz, Behindertenbeauf-
tragter
Frau Anna Vershvovskaya
Frau Dr. Bettina vom Ende, Behin-
dertenbeirat
Frau Gertraud von Gaessler, Sozial-
referat
Frau Christl Wagner
Frau Carola Walla, Behindertenbeirat
Herr Jürgen Walla, MediaDidact
Herr Thomas Wartenberg, GMU
Frau Mandy Wedlich, IWL Werkstät-
ten für Behinderte
Herr Helmut Weimer, Lebenshilfe
München
Herr Dieter Winklhofer, Sozialpsych-
iatrischer Dienst
Frau Anke Wittmann, Die Grünen,
Bezirksausschuss 20
Herr Klaus Wriedt, MAG AFI
Frau Barbara Zehetmeier, Lebens-
hilfe München
Teilnehmerinnen und Teilnehmer ei-
nes Kurses der Deutsche Angestell-
ten Akademie
Teilnehmerinnen und Teilnehmer ei-
nes Kurses des Integrationszen-
trums Maut
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Vorwort

„Arbeit für alle!“ - unter diesem
Motto veranstaltete der Facharbeits-
kreis Arbeit des Behindertenbeirates
der Stadt München am 28.11.2008
einen Fachtag, an dem über 200
Menschen teilnahmen.

Warum dieser Aufruf, nachdem es
doch zahlreiche Gesetze und Ange-
bote gibt, die es Menschen mit Be-
hinderungen ermöglichen, selbst-
bestimmt ihren Fähigkeiten entspre-
chend zu arbeiten und damit ihren
Lebensunterhalt zu finanzieren?

Der Alltag behinderter Menschen ist
oft anders: 
• Sie finden keine Arbeit
• Sie haben mit Vorurteilen zu 

kämpfen 
• Die Angebote entsprechen nicht 

ihren Fähigkeiten und Möglich-
keiten

• Es gibt offensichtliche Lücken in 
Qualifizierung und Ausbildung 

• Die „Abschiebung“ in Grundsiche-
rung geht schnell und manchmal 
unbemerkt und führt zu einem 
lebenslangen Leben in Armut

Der Fachtag hat exemplarisch Lö-
sungswege aufgezeigt und nun gilt
es, diese konkret anzugehen und
umzusetzen. Das setzt die wirkliche
Bereitschaft aller, die mit dem Thema

befasst sind, voraus, aufeinander zu
hören und voneinander zu lernen.
Dies wird von Menschen mit Behin-
derung oft vermisst und entspre-
chend eingefordert. Behinderte Men-
schen wissen selbst am besten, was
für sie gut ist. Leider wird dies oft
noch zu wenig gehört und einbezo-
gen.

Aus dem Fachtag und der Arbeit des
Facharbeitskreises Arbeit ergeben
sich einige Punkte, die in der folgen-
den Stellungnahme zusammenge-
fasst sind. Dabei werden die Hürden
deutlich, die behinderte Menschen
zusätzlich zu ihrer Behinderung zu
überwinden haben. Der Wunsch al-
ler Betroffenen ist es, in diesen Punk-
ten voranzukommen, damit sie
wirklich eine reelle Chance auf ein
inklusives Leben haben, das ihnen
die Teilhabe in allen Lebensberei-
chen ermöglicht und damit ein Le-
ben in Würde und Selbstbestimmung.

1. Aussagekräftige Daten

Bislang gibt es keine statistische Er-
fassung  und Untersuchung der Ar-
beitssituation von schwerbehinder-
ten Menschen auf dem Arbeitsmarkt
in München. Die Zahlen, die existie-
ren, geben nur einzelne Aspekte
wieder und sind kaum miteinander
vergleichbar. Um die Arbeitslosig-
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keit unter Menschen mit Schwerbe-
hinderung besser bekämpfen zu
können und die Öffentlichkeit hin-
sichtlich dieser Problematik zu sensi-
bilisieren, fordert der Behinderten-
beirat das Statistische Amt der Stadt
München auf, in Zusammenarbeit
mit dem Amt für Soziale Sicherung
die Arbeitssituation von schwerbe-
hinderten Menschen aufgeschlüsselt
nach Geschlecht statistisch zu erfas-
sen, und zwar auf dem ersten und
zweiten Arbeitsmarkt sowie in den
Werkstätten für behinderte Men-
schen.

2. Schule

Inklusive Beschulung ist eine Grund-
voraussetzung, wenn Menschen mit
Behinderung in das Arbeitsleben in-
tegriert werden sollen. Ein jahrelan-
ges Aussondern in der Schule wider-
spricht gesellschaftlicher Teilhabe
und wirkt sich im Erwachsenenalter
auf das Erwerbsleben aus.

In Bayern werden circa 87,5% aller
Schülerinnen und Schüler mit För-
derbedarf in der Sonderschule be-
schult, der Durchschnitt in der
Europäischen Union liegt bei etwa
20%. Wer in Bayern zu den 12,5%
gehören will, muss kämpfen und
Durchhaltevermögen besitzen. 

Als Voraussetzung für eine inklusive
Arbeitssituation ist inklusive Be-
schulung nötig. Das Bayerische Er-
ziehungs- und Unterrichtsgesetz
(BayEUG) entspricht nicht dem
Recht auf Bildung in Artikel 24 der
UN-Konvention. Nach dem BayEUG
Artikel 41 Absatz 1 werden Kinder
mit Behinderungen aus der Regel-
schule ausgeschlossen, wenn sie
„am gemeinsamen Unterricht in der
allgemeinen Schule nicht aktiv teil-
nehmen können“. Das Kind muss
nach dieser Denkart für die Schule

geeignet sein und nicht umgekehrt
die Schule für das Kind.

Artikel 2 BayEUG legt fest: „Die son-
derpädagogische Förderung ist im
Rahmen ihrer Möglichkeiten Auf-
gabe aller Schulen“. Freistaat und
Kommunen sind jedoch nicht ver-
pflichtet, die entsprechenden Mög-
lichkeiten bereit zu stellen. 

Der Behindertenbeirat fordert die
Landeshauptstadt München auf, alle
Münchner Schulen baulich barriere-
frei zu gestalten. Das Bayerische
Staatsministerium für Unterricht
und Kultus wird aufgefordert, den
Rechtsanspruch von Kindern mit Be-
hinderung auf die Teilnahme am Re-
gelschul-Unterricht ohne jede Voraus-
setzung zu verankern und die Schu-
len mit den nötigen Ressourcen aus-
zustatten.

Der Behindertenbeirat unterstützt
die Absicht der Landeshauptstadt
München, das Projekt JADE zur Be-
rufsorientierung und Berufsfindung
von Schulabgängerinnen und Schul-
abgängern auf die Förderschulen
auszuweiten und dazu in Abstim-
mung mit der Regierung von Ober-
bayern ein Konzept zu erstellen.

3. Verzahnte Ausbildung

Junge Menschen, die aufgrund ihrer
Fähigkeiten ein Berufsbildungswerk
besuchen können, brauchen mehr
Gelegenheiten, die Anforderungen
des ersten Arbeitsmarktes kennen-
zulernen. Die „Verzahnte Ausbil-
dung“ bietet eine gute Möglichkeit,
Teile der Ausbildung im allgemeinen
Arbeitsmarkt zu absolvieren. Die an-
schließenden Vermittlungszahlen
und längerfristigen Verbleibzahlen
sind ermutigend und sprechen für
dieses Modell. Es bietet nicht nur
Vorteile für die Auszubildenden,
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sondern auch für die beteiligten 
Betriebe, die sich dadurch neue 
Arbeitskräftepotenziale erschließen
und ihr Image verbessern können. 
Ähnliche behinderungsspezifische
Ausbildungsangebote werden seit
Jahren von anderen Bildungsträ-
gern erbracht.

Deshalb fordert der Behindertenbei-
rat die Stadt München und die städ-
tischen Betriebe auf, den Berufsbil-
dungswerken in Stadt und Umge-
bung Ausbildungsplätze im Rahmen
der Verzahnten Ausbildung und an-
derer behinderungsspezifischer Aus-
bildungsangebote zur  Verfügung zu
stellen. Die Stadt kann dabei eine
Vorbildfunktion für Unternehmen
und Arbeitgeber übernehmen.

4. Münchner Arbeitsintegration

Menschen mit Behinderung, für die
eine Werkstattempfehlung ausge-
sprochen wurde, erhalten viel zu sel-
ten die Möglichkeit, eine Tätigkeit im
ersten Arbeitsmarkt aufzunehmen.
In München fehlt dazu das Zusam-
menwirken der beteiligten Behör-
den.

Die „Hamburger Arbeitsassistenz“
beweist, dass es sehr wohl möglich
ist, Menschen mit geistiger und see-
lischer Behinderung in den ersten
Arbeitsmarkt zu integrieren. Dazu
hat sie Standards entwickelt, die die
dauerhafte Begleitung und Unter-
stützung am Arbeitsplatz sicherstel-
len. Der Einsatz kann nach Bedarf
gesteuert und abgerufen werden.
Diese Dienstleistungen werden über
das Persönliche Budget finanziert.

Das Ziel des Behindertenbeirats ist
die Errichtung einer „Münchner Ar-
beitsintegration“ für behinderte
Menschen mit einer Werkstattemp-
fehlung. Diese Menschen haben da-

durch erstmalig eine Alternative zu
der Beschäftigung in einer Werkstatt.
Sie entscheiden sich selbstständig,
vorbereitet durch eine „Persönlichen
Zukunftskonferenz“, für die Beratung,
Vermittlung und Begleitung durch
die Münchner Arbeitsintegration.
Die zuständige Person, zu welcher
der Mensch mit Behinderung ein
Vertrauensverhältnis aufbauen
kann, hilft und unterstützt bei der
Suche nach einem geeigneten Ar-
beitsplatz, übernimmt dort die Qua-
lifizierung und Einarbeitung, berät
die Mitarbeitenden im Unternehmen
und Familienangehörige / Wohn-
gruppen.

Die fachliche Hilfestellung und die 
finanziellen Mittel, die bisher an die
Institution der Werkstatt gebunden
sind, werden dauerhaft und langfri-
stig an diese Person gebunden. 

Der Behindertenbeirat fordert den
Oberbürgermeister der Landes-
hauptstadt München auf, einen Run-
den Tisch zur Gründung einer Mün-
chner Arbeitsintegration einzuberu-
fen, an dem alle Kostenträger und
beteiligten Stellen vertreten sind. 
In diesem Gremium sollen Alternati-
ven zur Beschäftigung in der Werk-
statt für behinderte Menschen - in
Ergänzung zur Unterstützten Be-
schäftigung nach § 38 a SGB IX -
entwickelt und koordiniert werden. 

5. Arbeitsgemeinschaft für 

Beschäftigung

Zur Zeit werden Menschen mit Be-
hinderung, die Arbeitslosengeld II
erhalten, nach dem Wohnortprinzip
betreut. Der Ansprechpartner oder
die Ansprechpartnerin für Menschen
mit Behinderung in der ARGE für
Beschäftigung hat in der Regel kein
Spezialwissen über Menschen mit
Behinderung, das aber dringend ge-
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braucht wird, denn bei Menschen
mit Behinderung sind häufig viele
Träger (u.a. Rentenversicherung, In-
tegrationsfachdienst, Integrations-
amt, Agentur für Arbeit, Kranken-
kasse) bei der Suche und Finanzie-
rung eines Arbeitsplatzes beteiligt.
Hierzu werden Detailkenntnisse bei
der Vermittlung von Menschen mit
Behinderung benötigt. Eine enge
Zusammenarbeit mit den anderen
Stellen ist erforderlich. 

Die Vermittlerinnen und Vermittler
brauchen darüber hinaus spezielle
Schulungen, um sich erstens im Be-
reich des Sozialgesetzbuches IX und
der beruflichen Rehabilitation fortzu-
bilden und sich zweitens ein Bild
von verschieden Behinderungen
(körperliche, seelische, geistige und
Sinnesbehinderungen) machen zu
können. 

Der Behindertenbeirat fordert die Ar-
beitsgemeinschaft für Beschäftigung
München GmbH bzw. nachfolgende
Organisationen auf, für die Vermitt-
lung von Menschen mit Behinde-
rung speziell ausgebildetes Personal
einzusetzen. 

6. Arbeitsassistenz für nicht voll so-

zialversicherungspflichtige Arbeits-

verhältnisse

Für Menschen mit Behinderung, die
auf persönliche Assistenz während
ihrer Arbeitszeit angewiesen sind,
gibt es keine Möglichkeit Arbeitsas-
sistenz zu bekommen, wenn es sich
bei der angestrebten Tätigkeit um
eine nicht voll sozialversicherungs-
pflichtige Arbeit handelt. Das betrifft
Tätigkeiten unter 15 Wochenstun-
den, 400 €-Jobs oder Ein-Euro-
Jobs. 

Diese Tätigkeiten bieten sehr oft ei-
nen Einstieg in eine umfangreichere

und besser vergütete Arbeitsstelle.
Der Ausschluss der Arbeitsassistenz
diskriminiert daher Menschen mit
Behinderung.

Der Behindertenbeirat fordert die 
Finanzierung der Arbeitsassistenz
auch für den Bereich der nicht sozi-
alversicherungspflichtigen Tätigkei-
ten.

7. Arbeitsplätze bei der Landes-

hauptstadt München

Menschen mit Behinderungen sind
überproportional von Arbeitslosig-
keit und Ausbildungslosigkeit be-
troffen. Das beweist, dass die Instru- 
mente zur Eingliederung in Arbeit
nicht ausreichen. Die Landeshaupt-
stadt München und ihre Gesellschaf-
ten sollen als Arbeitgeberinnen eine
Vorbildfunktion übernehmen und
Menschen mit Behinderung über die
gesetzlich festgelegte Schwerbehin-
dertenquote hinaus ausbilden und
beschäftigen.

In der Altersgruppe der 15- bis
25jährigen liegt der Anteil der Men-
schen mit Schwerbehinderung bei
knapp 2% der Bevölkerung bei einer
etwa vergleichbaren Erwerbsquote
wie bei Nichtbehinderten1. In der Al-
tersgruppe der 15- bis 65jährigen
liegt der Anteil von Menschen mit
anerkannter Behinderung bei rund
7,6%, der Anteil der erwerbsfähigen
Menschen mit Behinderung bei über
5%. Diese Erwerbsquote ist vermut-
lich deutlich zu niedrig, weil ein Teil
der Menschen mit Behinderung auf-
grund der Chancenlosigkeit auf dem
Arbeitsmarkt eine Verrentung der
weiteren Arbeitslosigkeit vorzieht. 

1 Alle Zahlen dieses Abschnitts aus 
dem Mikrozensus 2005, zitiert nach
Wirtschaft und Statistik 12/2006
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Die Landeshauptstadt München
strebt in ihrer Integrationsvereinba-
rung an, nach Möglichkeit minde-
stens 6% schwerbehinderte Men-
schen zu beschäftigen. Zu jedem
Ausbildungsgang im Hoheitsbereich
der Stadtverwaltung können zusätz-
lich bis zu 6% schwerbehinderte Be-
werberinnen und Bewerber zugelas-
sen werden. Im Jahr 2008 waren
6,5% der Beschäftigten Schwerbe-
hinderte.

Der Behindertenbeirat fordert die
Gesellschaften der Landeshaupt-
stadt München auf, eine Vorreiterin-
nenrolle zu übernehmen und dem
Beispiel des Hoheitsbereiches zu fol-
gen. Dabei sollen alle Behinde-
rungsformen berücksichtigt werden. 

8. Integrationsprojekte und Soziale

Betriebe

Die Integrationsprojekte und Sozialen
Betriebe bieten vielen Menschen mit
Behinderungen eine Beschäftigung
oder einen sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsplatz. Ein Teil die-
ser Betriebe ist aufgrund der zurück-
gehenden Mittel des Integrations-
amtes auf steigende Umsätze ange-
wiesen. Dagegen hält die Landes-
hauptstadt München ihre freiwilli-
gen Leistungen für die Unterstüt-
zung der Sozialen Betriebe in voller
Höhe aufrecht.

Der Behindertenbeirat fordert die
Landeshauptstadt München auf, In-
tegrationsfirmen und Beschäfti-
gungsprojekte bei der Auftragsver-
gabe im Rahmen der rechtlichen
Möglichkeiten verstärkt zu berück-
sichtigen. 

9. Preis für Münchner Unternehmen

Es wird immer wieder bemängelt,
dass es in München nur wenige Ar-
beitgeber und Unternehmen gibt,
die ganz bewusst schwerbehinderte
Menschen einstellen und beschäfti-
gen. Es sind aber auch Arbeitgeber
bekannt, die gerne einstellen wür-
den, denen aber die bürokratischen
Hürden für Fördermittel zu bürokra-
tisch und kompliziert sind und die
dadurch von einer Beschäftigung
absehen. Und es gibt vereinzelne Ar-
beitgeber, die behinderte Menschen
beschäftigen ohne Inanspruch-
nahme der finanziellen Leistungen.
Diese tun es aus Überzeugung oder
eigener Betroffenheit im Umfeld.

Der Behindertenbeirat fordert die
Stadt München auf, einen Preis für
Unternehmen und Arbeitgeber aus-
zuloben, die explizit schwerbehin-
derte Menschen dauerhaft
beschäftigen, ähnlich dem Erasmus-
Grasser-Preis für Unternehmen, die
besondere Menschen ausbilden.

München, 16.07.2009

Behindertenbeirat der Landeshaupt-
stadt München
Facharbeitskreis Arbeit
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